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Wenn die Ausgleichszahlungen für die lokale Bevölkerung und die 
Strafen für Umweltverschmutzungen im Verhältnis zu den entstan-
denen Schäden stünden, bliebe die Ölförderung dann noch ein 
profi tables Geschäft?                                                        Vladimir Chuprov
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Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

die vorliegende Ausgabe des Monitorings „Klimaschutz und Menschenrechte“ wid-
met sich verschiedenen Fragen und Problemen, die mit der Förderung von Roh-
stoff en, insbesondere von fossilen Energieträgern, verbunden sind. Die Verknap-
pung der Rohstoff e bei steigender Nachfrage macht den gesteigerten Abbau sehr 
attraktiv, vor allem in den Regionen der Welt, in denen wenig auf eine umweltver-
trägliche Förderung und auf Ausgleichsmaßnahmen sowohl für Mensch als auch für 
Natur geachtet wird. Tatsächlich liegen der Abbau von Rohstoff en und die damit 
verbundenen Eingriff e in die Natur außerhalb der Wahrnehmungswelt der meisten 
Menschen – sie nutzen ein fertiges Produkt, welches nicht mehr in Zusammenhang 
mit seinem Ursprung zu bringen ist, seien es Strom und Wärme aus fossilen Energie-
trägern oder elektronische Geräte und Ziergegenstände, zu deren Herstellung u.a. 
Edelmetalle, seltene Erden oder Edelhölzer verwendet werden.

Zu einer öff entlichen Wahrnehmung der Probleme, die mit der Gewinnung von Roh-
stoff en verbunden sind, kommt es meist erst im Fall von fatalen Unfällen oder wenn 
die unmittelbare Umwelt der Menschen betroff en ist. Dann formieren sich Protest-
gruppen und Bürgerinitiativen, deren Kampagnen die Thematik in das Bewusstsein 
einer breiteren Öff entlichkeit rücken. Ein prominentes Beispiel in Deutschland sind 
die Proteste gegen Fracking, eine kontrovers diskutierte Methode zur Gewinnung 
von Schiefergas, oder gegen den weiteren Ausbau von Braunkohletagebauen. We-
niger Beachtung fi nden dagegen die Aktivitäten von Rohstoff konzernen in abge-
legenen und dünn besiedelten Gebieten, wo der Kampf der Bevölkerung für ihre 
Rechte auf ihr Land und die Einhaltung von Umweltstandards dem von David gegen 
Goliath gleicht (siehe Artikel S. 7 und 14).

Welche Auswirkungen die Rohstoff förderung auf die Umwelt hat, ist oftmals im Vor-
feld nicht vollständig abzuschätzen. Beispielsweise in Bezug auf die Umweltauswir-
kungen durch den Einsatz von Chemikalien oder langfristige, nicht vorhersehbare 
Instabilitäten von Erd-und Gesteinsmassen durch den Rohstoff abbau. Eine große 
Bedeutung kommt hier strengen, gesetzlich festgelegten Umweltstandards zu bzw. 
der Ausweisung von Naturschutzgebieten, in denen kein Abbau von Rohstoff en er-
folgen darf sowie der Kontrolle zu deren Einhaltung und der Bestrafung im Falle von 
Verstößen. Schließlich sind auch die Unternehmen in der Pfl icht, die Sanktionierung 
von Rohstoff en für Mensch und Natur so schonend wie möglich zu gestalten (siehe 
Artikel S. 22 und 29).

Zur Entscheidung, ob es sinnvoll ist, ein bestimmtes Rohstoff vorkommen abzubau-
en oder ein Verfahren einzusetzen, bedarf es im Vorfeld umfassender Analysen und 

VORWORT
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Prognosen zu Kosten und Nutzen. Wichtig ist die Erstellung von Modellen, die nicht 
nur die Wirtschaftlichkeit belegen, sondern auch soziale und ökologische Aspekte 
einbeziehen. Berücksichtigung fi nden müssen weiterhin nachgelagerte Fragen wie 
die Renaturierung oder Möglichkeiten der Nachnutzung, wenn ein Rohstoff vorkom-
men erschöpft ist oder der Abbau aus anderen Gründen eingestellt wird (siehe Ar-
tikel S. 39 und 48).

Generell sollte ständig hinterfragt werden, ob der Abbau eines konkreten Rohstoff -
vorkommens tatsächlich notwendig ist, oder ob es nur darum geht, einen kurzfri-
stigen Kostenvorteil daraus zu ziehen. Oder ob die Rohstoff förderung in den ent-
legensten Ecken der Welt alleine deshalb umgesetzt wird, weil man technisch dazu 
in der Lage ist. Vielmehr sollten der Schutz und Erhalt intakter Ökosysteme sowie 
eines vorhandenen Artenreichtums den Ausschlag bei Entscheidungen für oder ge-
gen die Erschließung neuer Rohstoff vorkommen oder die Ausweitung bereits vor-
handener Abbaustätten geben.

Wir bedanken uns beim Programm Brot für die Welt des Diakonischen Werks der EKD 
sehr herzlich für die Unterstützung bei der Erstellung dieser Publikation. Wir wün-
schen Ihnen eine interessante Lektüre und hoff en, dass die Ergebnisse dieser Arbeit 
nützlich für Sie sind. Wenn Sie Kommentare oder Fragen an uns senden möchten, 
werden wir sie gern beantworten.

Silke Junge und das Redaktionskollegium
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Wladimir Tschuprow  I  Erschließung der Öl- und Gasfelder 
in Sibirien und dem Fernen Osten. Das schwierige 
Zusammenwirken der lokalen Bevölkerung mit der 
Rohstoffi  ndustrie

1. Verletzung der Rechte der indigenen Bevölkerung in Ölfördergebieten

Die Gesamtzahl der Angehörigen indigener Völker des Nordens, Sibiriens und des 
Fernen Ostens in Russland wird auf etwa 250.000 geschätzt. Sie gehören zu den 
gefährdetsten Bevölkerungsgruppen innerhalb der russischen Gesellschaft. Ihre 
Wirtschaft, Kultur und Lebensweise sind ganz und gar abhängig von der Natur. Jahr-
hundertelang lebten die Familien als Jäger und Sammler, meist vom Fischfang und 
der Rentierzucht. Doch in den letzten Jahren veränderten Öl- und Gasprojekte, die 
gewerbliche Fischerei und die Forstwirtschaft den traditionell geprägten Lebens-
raum der indigenen Völker und zwangen viele Gemeinschaften, ihren Lebensraum 
zu verlassen.

Im Jahr 2009 teilte Sergej Konowalow, damaliger stellvertretender Gouverneur des Au-
tonomen Kreises Jamal-Nenzen mit, dass 165 nenzische Familien von der Halbinsel Ja-
mal ihr Land aufgrund von Kohlenwasserstoff -Projektvorhaben abtreten müssten (der 
Hauptbetreiber der Gasexploration auf der Jamal-Halbinsel ist „Gazprom“).

In Russland existieren allerdings keine rechtlichen Mechanismen für eine adäqua-
te Entschädigung derjenigen, deren Land und traditioneller Lebensraum enteignet 
wurde.

Aus dem Bericht über die ökonomischen, sozialen und kulturellen Rechte der indi-
genen kleinen Völker des Nordens, Sibiriens und Fernen Ostens an die 46. Sitzung 
des Komitees für ökonomische, soziale und kulturelle Rechte (2.–20. Mai 2011): „Gaz-
prom plant den Bau einer Öl-Pipeline von Jakutien über Chabarowsk nach Wladiwo-
stok am Pazifi schen Ozean. Nach den bisher genehmigten Plänen wird diese parallel 
zur bereits bestehenden, 4.857 km langen Ostsibirien-Pazifi k-Pipeline verlaufen. Vor 
kurzem hat Gazprom einen geänderten Plan vorgestellt, der eine verkürzte und damit 
kostengünstigere Variante vorsieht. Allerdings wird die modifi zierte Trasse durch drei 
Verwaltungsbezirke im Süden Jakutiens (Oljokminsker, Nerjungriner und Aldaner Be-
zirk) verlaufen, in denen 4.000 Angehörige des indigenen Volkes der Ewenken leben. 
Wegen der möglichen Einsparungen in Höhe von umgerechnet knapp eine Milliar-
de Euro wird in Erwägung gezogen, die Pipeline durch den traditionellen Lebens-
raum der Ewenken und das Naturschutzgebiet ‚Tscheroda‘ zu leiten. Bisherige Indus-
trieprojekte streiften lediglich die Grenzen unserer Territorien, somit war es unseren 
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Jägern noch möglich, neue Jagdgebiete und für unsere Viehherden neue Weiden 
zu fi nden. Unser Land und die Natur blieben intakt und bewahrten ihre natürliche 
Schönheit. Aber jetzt ist alles anders. Die geplante Pipeline wird mitten durch unser 
Gebiet verlaufen und damit unsere Existenz bedrohen.“

Die Pipeline von Jakutien über Chabarowsk nach Wladiwostok wird voraussichtlich im 
Jahr 2017 in Betrieb genommen, einen Namen hat sie heute schon: „Kraft Sibiriens“.

Die Öl-Giganten, die sich als die wahren Herren Sibiriens fühlen, scheinen in der Tat 
allmächtig zu sein. Es sieht so aus, als ob den Einheimischen nur das Warten auf die 
Beendigung der Ölförderung bleibt, die eine Verschmutzung der Flüsse und Wälder 
nach sich ziehen wird, in denen weder Fisch noch Wild übrig bleiben werden. Trotz-
dem kommt es immer wieder vor, dass nur wenige Bewohner solch eine Stärke und 
Hartnäckigkeit in der Verteidigung ihres Landes entwickeln, die sogar große Unter-
nehmen zum Rückzug zwingen.
Im Jahr 2011 erhielt Lukoil die Lizenz für die Erschließung der Martaller-Öl-Felder 
im Landkreis Nischnewartowsk, die sich fast zur Hälfte auf dem Territorium der ört-
lichen Rentierzüchter befi nden. Genau durch die Mitte der traditionellen Weiden, 
die schon seit Jahrhunderten bewirtschaftet werden, plante die Firma eine Straße 
zu bauen und Probebohrungen durchzuführen. Um mit der Arbeit beginnen zu kön-
nen, blieb allerdings noch eine kleine Formalität: Die Zustimmung der einheimi-
schen Bevölkerung.
Für ein Unternehmen, das auf vielfältige Art und Weise Druck ausüben kann, stellt 
dies allerdings keine große Hürde dar. Es genügt lediglich mit den Bauarbeiten zu 
beginnen, woraufhin die Rentierzüchter selbst ihr Territorium verlassen würden, weil 
die Ausübung der traditionellen Lebensweise unmöglich werden würde.

Allein aus diesem Grund musste beispielsweise die Rentierzüchter-Familie Aipin fünf 
Mal umziehen. Nun kann die Familie aber nirgendwo mehr hinziehen – überall fi n-
det man die Infrastruktur der Ölindustrie oder verbrannten Wald. Die Regierung wies 
den wenigen verbliebenen Chanten sogenannte Territorien zur traditionellen Nut-
zung der Natur zu – Grundstücke, auf denen sie ihrem Handwerk nachgehen können. 
Die Öl-Firmen sind jedoch derweil auch an deren Grenzen vorgestoßen. Die Familie 
Aipin verstand, dass das Öl ihnen ihre Unabhängigkeit nahm, sowie die Möglichkeit 
zur Selbstversorgung durch die Viehzucht oder den Aufbau von Ökotourismus. Ihre 
Kultur könnte so vollständig in Vergessenheit geraten.
Die Familie zog einen Anwalt hinzu und stellte der Firma ihre Bedingungen: Die übliche 
Kompensation solle um das Fünff ache erhöht werden und es solle garantiert werden, dass 
an für sie heiligen Orten nicht gefördert werden würde. Lukoil reagierte auf die berech-
tigten Forderungen auf ganz eigene Weise: Der Konzern forderte die Hilfe der Regierung 
an und bat um die Einrichtung einer Kommission zur „Überprüfung der Angelegenheit“. 



9

In einer Eingabe an die Regionalverwaltung sprach das Unternehmen davon, dass 
die Einwohner eine „gewaltige Kompensation entgegen der bisherigen Praxis“ for-
derten (gewaltig bedeutet umgerechnet zwischen 20.000 und 80.000 Euro pro Fa-
milie, wobei eine Familie meist mehr als 10 Mitglieder hat). Dies berge „erhebliches 
Potential für soziale Spannungen“ und sei „destabilisierend für die gesamte Ökono-
mie der Region“.
Es scheint, als ob eine Entschädigung der indigenen Bevölkerung, wenn diese mehr 
oder weniger den gebrachten Opfern entspricht, eine Gefahr für die gesamte Ölin-
dustrie darstellt. Wird die Förderung von Öl also erst lukrativ, wenn die Erlöse auf 
Kosten der lokalen Bevölkerung und des Umweltschutzes erzielt werden?
Die Regionalverwaltung unterstützte Lukoil allerdings nicht. Dabei spielten die Ent-
schlossenheit der lokalen Bevölkerung, die Aufmerksamkeit der Presse und die Hil-
fe zivilgesellschaftlicher Organisationen eine wichtige Rolle. Lukoil verzichtete auf 
die Ausbeutung der Vorkommen auf dem Stammesland der Rentierzüchterfamilie 
Aipin. Zum ersten Mal wehrte sich die indigene Bevölkerung ausdrücklich gegen die 
Enteignung ihrer Gebiete – und hat gewonnen.

2.  Die „besonderen Spielregeln“ der Ölfi rmen und der Druck 
auf die Medien

Die Erschließung von Öl- und Gasfeldern geht häufi g mit einer Monopolisierung der 
regionalen Ökonomie und der Politik einher. Eine off enkundig häufi g angewendete 
Taktik der Ölfi rmen ist es, Druck auf die Medien auszuüben. Daraus resultiert, dass so-
wohl die Medienfreiheit als auch die gesellschaftliche Kontrolle eingeschränkt und die 
Augen vor den off ensichtlichen Verstößen der Ölgesellschaften verschlossen werden.

Am 26. Mai 2006 mussten in der Stadt Uchta in der Republik Komi 2.910 Exemplare 
der Zeitung Nowyj Sewer, der Regionalzeitung der Ischemsker Region, neu ge-
druckt werden. Aus der ersten Version wurde ein kritischer Artikel über eine Explosi-
on an der Pipeline Makarjel-Lagerstätte, die Verletzung vorher vereinbarter Förder-
bedingungen und die Vertuschung von Öllecks entfernt. Stattdessen wurde Image-
förderndes Material der PR-Abteilung von Lukoil-Uchtaneftegas abgedruckt, das 
beschrieb, wie das Ölunternehmen Waisenkindern hilft. Entsprechend konnte die 
Information über die Öl-Verschmutzung die Leser der Zeitung Nowyj Sewer nicht 
erreichen.

3. Fälschung und Unterschlagung von Informationen

Die Unterschlagung oder Fälschung von Informationen ist eine weit verbreitete Pra-
xis der Ölfi rmen. An dieser Stelle soll ein Beispiel einer solchen Fälschung vorgestellt 
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werden, die aufgedeckt werden konnte. Es ist aber eher die Ausnahme, wenn Ölfi r-
men bei der Fälschung von Informationen auffl  iegen.

Im Jahr 2009 leitete die Staatsanwaltschaft der Russischen Föderation in der Repu-
blik Komi ein Strafverfahren gegen die Lukoil-Komi GmbH ein. Grund war die Fäl-
schung von Fakten im Fall eines Öl-Unfalls im Bezirk Kyrtael-Tschikschino. 
 
Aus der Anklageschrift: „Im April dieses Jahres veröff entlichte die „Lukoil-Komi“ GmbH 
Informationen in den Medien, die besagten, dass Spezialisten des Unternehmens die Be-
seitigung der Öl-Flüssigkeiten rund um die Pipeline Kyrtael-Tschikschino abgeschlossen 
hätten. Zudem wurde darauf hingewiesen, dass die technische Anlage der Pipeline, durch 
die die Verschmutzung verursacht wurde, mit Zustimmung der zuständigen Behörden 
betrieben wurde. Die Öl-Gruben seien mit einem Sicherheitsabstand zu Gewässern und 
im gefrorenen Boden angelegt worden, wodurch ein Eindringen von Ölbestandteilen ins 
Grundwasser verhindert werden sollte.“ 

Gleichzeitig bestätigte das Untersuchungskomitee der Staatsanwaltschaft, dass die-
se Angaben nicht den Tatsachen entsprachen. Die Kontrollorgane – die Umweltauf-
sichtsbehörde der Republik Komi, die interregionale Petschora-Direktion für tech-
nische und ökologische Aufsicht, die Dwinsk-Petschora-Verwaltung der föderalen 
Agentur für Fischerei, das Petschora-Komitee zum Umweltschutz, das Komitee für 
Wälder in der Republik Komi –, die den unerlaubten Austritt von Öl-Flüssigkeiten 
entlang der Pipeline Kyrtael-Tschikschino im Auftrag der Petschora-Bezirksstaatsan-
waltschaft für Umweltschutz untersuchten, bemängelten die Lage der Gruben ent-
lang der Pipeline und die Einleitung ölhaltiger Flüssigkeiten in diese.
Die zur Untersuchung der Strafanzeige entnommenen Wasserproben haben ge-
zeigt, dass in den nahegelegenen Gewässern die Grenzwerte für Öl um das 60- bis 
70-fache überschritten wurden. Im Zusammenhang mit dieser Untersuchung wur-
de ein ausführliches Gutachten über die Qualität des Grundwassers erstellt und auf 
der Bezirksebene wurden die Aktivitäten der Lukoil-Komi GmbH auf ihre Rechtmä-
ßigkeit hin überprüft. Bis zum jetzigen Zeitpunkt ist noch nicht alles Öl entfernt wor-
den, ein Teil der Öl-Gruben ist mit Bodenmasse überschüttet. Infolgedessen bildeten 

Ölschlieren in der Petschora (Foto: Greenpeace Russland) Ölkonzerne wie Lukoil bestreiten Lecks und Umweltver-
schmutzungen in der Regel (Foto: Greenpeace Russland)
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sich entlang der Pipeline neue „Öl-Seen“ mit verschiedenen Durchmessern und Tie-
fen, was von einer inkorrekten Organisation der Rekultivierungsarbeiten vonseiten 
der Lukoil-Komi zeugt.

Im Jahr 2010 wurde die Klage abgewiesen.

4.  Unangemessener Umgang der lokalen Behörden mit 
Informationen über Ölaustritte.

Die Öl-Firmen handeln mit der lokalen Verwaltung und den Behörden der Strafver-
folgung „besondere rechtliche Regelungen“ in den Regionen aus, wodurch häufi g 
die Rechte der lokalen Bevölkerung drastisch eingeschränkt werden.
Als Beispiele sollen zwei Fälle – aus der Republik Komi und aus der Region Tomsk – 
vorgestellt werden, die demonstrieren, wie lokale Behörden mit Öl-Firmen kooperie-
ren und wie sie auf die Beschwerden der Bevölkerung reagieren.

Republik Komi, 2007

Am 28. April 2007 haben Aktivisten der örtlichen Umweltorganisation „Komitee zur 
Rettung der Petschora“ ein Leck in einer Pipeline am Fluss Petschora in der Nähe 
des Dorfes Neftepetschorsk entdeckt. Die Information darüber wurde an die zustän-
digen Behörden der Republik Komi weitergegeben.

Am 4. Mai 2007 begaben sich Mitglieder des Katastrophen- und Zivilschutzes ge-
meinsam mit offi  ziellen Vertretern der Lukoil-Uchtaneftegas zur Austrittstelle. Zwi-
schen letzterer und der Kommission lag jedoch der Fluss Petschora. Am Flussufer er-
klärte der leitende Ingenieur der Firma, dass zur Überfahrt der Fähre „nicht die not-
wendigen Genehmigungen vorliegen würden und die Fähre daher nicht zum ge-
genüberliegenden Ufer fahren dürfe“. Die Kommission hatte also keine Möglichkeit 
zur Austrittsstelle zu gelangen. Am Abend desselben Tages wurde den Mitgliedern 
des Komitees zur Rettung der Petschora mitgeteilt, dass die Fähre wenige Stunden 
nach der Abfahrt der Kommission weiterfuhr. Des Weiteren berichteten Anwohner, 

Die Erschließung neuer Öl- und Gasfelder gefährdet die Lebensgrundlagen der kleinen Völker Sibiriens 
(Fotos: Greenpeace Russland)
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dass ölverschmiertes Eis mit schwerer Technik und Schaufeln ins Wasser geschoben 
wurde und die Fähre eine Dampfmaschine geladen hatte, mit der das verschmutzte 
Eis in unzugänglichen Stellen geschmolzen werden sollte.  

Am 8. Mai 2007 gelangte die  Kommission auf einem Motorboot an das rechte Ufer 
der Petschora. Direkt am Ufer entdeckten einige Mitglieder der Kommission eine 
Erdaufschüttung, unter der Öl heraussickerte. Es wurden Wasserproben entnommen 
und eine Aktennotiz angelegt. 

Am 10. Mai 2007 wurde die von den Sosnogorsker Mitgliedern der Kommission un-
terschriebene und an Lukoil-Uchtaneftegas weitergeleitete Aktennotiz erneuert (!). 
Aus der neuen Version wurden zahlreiche Details, die in der ursprünglichen Fassung 
enthalten waren, entfernt: Insbesondere die Erwähnung, dass die Leitung von Lu-
koil-Uchtaneftegas die Anordnung der Kommission, den Fährtransport sicherzustel-
len – unter anderem zum rechten Ufer des Petschora-Flusses – langfristig nicht aus-
führte. Zudem wird in der erneuerten Aktennotiz nicht mehr erwähnt, dass das Aus-
maß der Ölverschmutzung heruntergespielt worden war. „Verschwunden“ war auch 
der Befund, dass ölverschmutzte Bereiche direkt am Ort des Durchbruchs entdeckt 
worden waren und dass sich ein Ölfi lm vor dem Ufer gebildet hatte. Ebenso waren 
die Tatsache, dass die Kommission die Schlammbehälter inspizierte, sowie die Er-
wähnung des verunreinigten Eises auf ungeklärte Weise aus dem Bericht „abhanden- 
gekommen“. Die Anzahl der ölverklebten Sträucher wurde auf zwei verringert. Fer-
ner wurde die Schuld für die ölverschmutzten Stellen Privatpersonen zugeschoben, 
deren Privatgebäude und Boote sich in der Nähe befanden. 

Am 11. Mai 2007 weigerte sich der Vertreter der Agraraufsichtsbehörde strikt, das 
Protokoll zu unterschreiben. Der Vertreter des Katastrophen- und Zivilschutzes der 
Stadt Sosnogorsk unterzeichnete es mit einigen Bemerkungen...

Tomsker Region, 2013

Im August 2013 informierten Aktivisten der Gruppe „SibÖkoAgentur“ die Tomsker 
Staatsanwaltschaft für Umweltfragen über ein Öl-Leck im Norden der Region. Die 
Umweltaufsichtsbehörde der Region Tomsk begann erst im Oktober 2013 – zwei 
Monate nach Eingang der Beschwerde – mit der Überprüfung. Nach der Prüfung 
durch die Behörde kam man zu dem Schluss, dass eine Überschreitung der zuläs-
sigen Verschmutzungsgrenzwerte nicht nachgewiesen werden konnte. Nach Anga-
ben der Firma kam es zu einem Austritt von lediglich 90 Kilogramm Öl, was die Um-
weltbehörde ebenfalls bestätigte.
Im Endeff ekt musste Gazprom eine eher symbolische Strafe von umgerechnet etwa 
250 Euro zahlen – für „das Versäumnis, keine vollständigen und wahrheitsgemäßen 
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Informationen über die Ausfl üsse weitergegeben“ und letztere auch erst Monate 
später gemeldet zu haben. 
Für Greenpeace Russland gibt es allen Grund anzunehmen, dass das Ausmaß der 
Ausfl üsse enorm heruntergespielt wurde. Das Unternehmen erfuhr im Vorfeld von 
der Überprüfung durch die Inspektoren der föderalen Umweltaufsichtsbehörde und 
konnte sich entsprechend darauf vorbereiten, indem die Öllachen mit sauberer Erde 
aufgeschüttet wurden.
Die Vertuschung von Öllecks oder symbolische Bestrafungen – darauf beschränkt 
sich in den meisten Fällen die Haftung der russischen Ölkonzerne für Umweltver-
schmutzungen. Diese Praxis führt dazu, dass russische Ölunternehmen keine Stimuli 
für die Beseitigung von immer wieder auftretenden Lecks haben, die allein bei Gaz-
prom in die Hunderte gehen. 
Wenn die Ausgleichszahlungen für die lokale Bevölkerung und die Strafen für Um-
weltverschmutzungen im Verhältnis zu den entstandenen Schäden stünden, bliebe 
die Ölförderung dann immer noch ein profi tables Geschäft? 

QUELLEN

http://www.greenpeace.org/russia/ru/news/blogs/green-planet/blog/48001/

http://www.greenpeace.org/russia/ru/news/2014/22-01-2014_Gazprom_razliv_Tomsk/

http://www.greenpeace.org/russia/ru/news/blogs/green-planet/e/blog/47930/

http://www.greenpeace.org/russia/ru/news/blogs/green-planet/blog/47861/

http://www.greenpeace.org/russia/ru/news/blogs/green-planet/600/blog/47853/

Wladimir Tschuprow | Studium der Ressourcennutzung an der Internationa-
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Tatjana Kargina, Konstantin Rubachin  |  Bevölkerung im 
Widerstand gegen den Abbau von Buntmetallen in der 
Schwarzerde-Region. 

Die seit vielen Monaten anhaltenden Umweltproteste der Anwohner der an den 
Fluss Chopjor angrenzenden Territorien im Woronescher und Wolgograder Gebiet 
sind vor allem gegen den Abbau von Nickel in der Schwarzerde-Region gerichtet. 
Die Proteste der Bevölkerung werden zwar durch Bekundungen führender unab-
hängiger Wissenschaftler unterstützt, trotzdem besteht für die protestierenden Be-
wohner ein konstanter Druck und es gibt etliche Menschenrechtsverletzungen in 
Form von Einschränkungen der Meinungs- und  Versammlungsfreiheit, unerlaubter 
Hausdurchsuchungen und Vorladungen von Aktivisten. Zudem wird auf Angestell-
te des öff entlichen Dienstes Druck ausgeübt – bis hin zur Entlassung. Im November 
erregte ein gravierender Vorfall Aufmerksamkeit, der kriminelle Handlungen gegen 
zwei lokale Bewohner beinhaltete.

Der sozio-ökologische Konfl ikt begann im Dezember 2011, als Wladimir Putin als da-
maliger Premierminister Russlands eine Anordnung unterschrieb, die eine Ausschrei-
bung für die weitere Exploration der im Nowochopjorsk Kreis (Woronescher Gebiet) 
gelegenen Jelan- und Jolkino-Lagerstätten vorsah. Mit der fruchtbaren schwarzen 
Erde ist die Region wirtschaftlich eher auf den traditionellen Agrarsektor konzen-
triert. Sie liegt 20 Kilometer vom Naturschutzgebiet Chopjor entfernt, in dem seltene 
Tierarten leben, Seeadler nisten und der Fluss Chopjor entlangfl ießt. Er zählt zu den 
saubersten Flüssen Europas und speist zu einem Drittel den Fluss Don. 

Laut Experten wird der Abbau von Nickel, Kupfer, Kobalt, Platin, Silber, Gold, Arsen 
und Antimon auf mehreren Tausend Quadratkilometern stattfi nden und Verschmut-
zungen in allen Bereichen der Umwelt hervorrufen. Der Bau von Schachtanlagen 
und einer Erzaufbereitungsanlage wird unvermeidbar zur Bildung eines 50 Kilome-
ter breiten abgesenkten Trichters führen, der nach Berechnungen des Instituts für 
Hydrogeologie der Moskauer Staatlichen Universität in 10 Jahren einen Durchmes-
ser von etwa 50 Kilometern überschreiten wird. Dies kann zu einer großfl ächigen 
Trockenlegung der Chopjor-Auen führen, welche die grundlegenden, zu schüt-
zenden Objekte des Naturschutzgebietes darstellen. Zudem liegen die rohstoff füh-
renden Schichten unter denen, die u.a. Mineralwasser präkambrischen Alters mit ei-
ner Jod- und Bromkonzentration von 70 Gramm pro Liter führen. Bereits die Explora-
tionsarbeiten können zu einem höchst gefährlichen Sickerverlust führen. 

Wirtschaftlich gesehen ist dieses Projekt höchst unrentabel für die Region. Ein Groß-
teil der Buntmetallförderung in der Region wird durch die Firma „Ural Mining and 
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Metallurgical Company“ (UMMC) betrieben, welche zu einem zypriotischen Firmen-
Netzwerk gehört, dessen Eigentümer Off shore-Firmen auf den Britischen Jung-
ferninseln sind. Dabei wird heute mehr als 90 Prozent der Nickelproduktion Russ-
lands ins Ausland exportiert.

Nach der Veröff entlichung der wirtschaftlichen Daten über die Bergbauarbeiten 
folgten unverzüglich Reaktionen der lokalen Bevölkerung. In mittelgroßen Städten 
mit etwa 60.000 Einwohnern nahmen bis April 2012 bis zu 15.000 Menschen an De-
monstrationen teil. Im Mai 2012 begleitete in der Stadt Urjupinsk ein Autokorso die 
Demonstration. In Nowochopjorsk erstreckte sich eine Kolonne mit etwa 500 Fahr-
zeugen über 10 Kilometer. Seit knapp anderthalb Jahren läuft der Kampf der ein-
heimischen Bevölkerung gegen das Vorhaben, mit der Buntmetallförderung in der 
Chopjorer Region zu beginnen. In dieser Zeit kam es zu mehreren Dutzend Demons-
trationen, an denen knapp 85 Prozent der städtischen Bevölkerung des Gebietes 
teilnahm. Es wurden insgesamt mehr als 100.000 Unterschriften gegen den Abbau 
der Buntmetalle in der Schwarzerde-Region gesammelt. Die Bewohner haben aus 
eigener Kraft die Staats-Duma und Umweltschutzorganisationen hinzugezogen und 
wissenschaftliche Umwelt-Folgenabschätzungen angeschoben, die von führenden 
wissenschaftlichen Institutionen, wie der Moskauer Staatlichen Universität (MGU) 
oder der Russischen Akademie der Wissenschaften (RAN), übernommen wurden.

Eine Reaktion der Staatsmacht auf die öff entliche Empörung blieb bis Mitte 2012 
aus. Die Strategie lag zwischen Totschweigen und dem Motto „Geld liebt Stille“. Da-
rüber legen die vielen off ensichtlichen Verstöße während der Vorbereitungsphase 
des Projektes zur Buntmetallförderung Zeugnis ab. Während der Erstellung der Aus-
schreibungsdokumente verschwanden Daten zu einer 30-jährigen Erkundungsar-
beit an den Lagerstätten, die zwischen den 1960er und den 1990er Jahren durch-
geführt wurden und deren Ergebnisse in einem Kataster hinterlegt waren. Das Vor-
haben war deshalb bisher nicht als Projekt für den Bau von Schacht- und Industrie-
anlagen aufgeführt worden, sondern als reines Explorationsprojekt. Dies sollte den 
Weg zur Förderlizenz ebnen. Die Genehmigung zur Rohstoff -Förderung entbehrt zu-
dem jeglicher ökologischer, sozialer oder ökonomischer Rechtfertigung. Die einzige 

Proteste gegen den Abbau von Kupfer und Nickel in der Region Woronesch (Fotos: Konstantin Rubachin)
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aus Haushaltsgeldern fi nanzierte Studie wurde von Vertretern eines Irkutsker Insti-
tutes für umgerechnet etwa 10.000 Euro durchgeführt. Das Institut arbeitete mit der 
Ural Mining and Metallurgical Company (UMMC) zusammen, die zwei Jahre später 
den Zuschlag für den Abbau der Rohstoff e erhielt. Die „Studie“ wurde innerhalb von 
zwei Wochen erstellt, ohne dass es eine Reise in das erwähnte Gebiet gab, geschwei-
ge denn direkte Feldforschungen. Die Ergebnisse dieser „Expertise“ bestätigen, dass 
die Förderung keinen negativen Einfl uss auf die Schwarzerde hat. 

Eine weitere Frage in diesem Zusammenhang ist, wie das Bergbauunternehmen an 
die Grundstücke über den Lagerstätten gelangte. Bereits im Protokoll der Wettbe-
werbskommission war vermerkt, dass einer der ausschlaggebenden Gründe für die 
Erteilung des Zuschlags an das Mednogorsker Kupfer-Schwefel-Kombinat, welches 
zu UMMC gehört, ihre lange Anmietungsstrategie der Ländereien war. Die Anwoh-
ner konnten mit ansehen, wie die Firma „Agroresurs“ ein Jahr vor der Ausschreibung 
Grundstücke aufkaufte, welche angeblich für die landwirtschaftliche Produktion ge-
dacht waren. Diese Grundstücke wurden von dem Sohn des stellvertretenden Ver-
waltungschefs von Nowochopjorsk ohne eine Ausschreibung und mit einem erheb-
lichen preislichen Unterschied an die Firma „Agroresurs“ verkauft. Umweltaktivisten 
sind im Besitz von Kopien der Dokumente, laut derer die Preise für mehrere Grund-
stücke innerhalb von zwei Wochen um zwei Millionen Rubel (etwa 400.000 Euro) 
gestiegen sind.

Obwohl bisher keine Umweltverträglichkeitsprüfungen durchgeführt wurden, die bei 
Unternehmungen dieser Größenordnung obligatorisch sind, sind die Explorationsar-
beiten des Unternehmens heute bereits in vollem Gange. Die Bohranlagen auf diesen 
Grundstücken nehmen die gesamte Fläche des ursprünglich für landwirtschaftliche 
Produktion gepachteten Geländes ein. Die Lagerstätte wird durch einen vier Kilome-
ter langen Zaun begrenzt, der auch öff entliche Straßen und nicht durch die Bergbau-
Firma gepachtete Grundstücke einbezieht. Die geologischen Erkundungsbohrungen 
fi nden in der direkten Nähe von gefährdeten Objekten statt (einer Ammoniak- und 
einer Gaspipeline). Dabei lassen die von UMMC eingestellten privaten Sicherheits-
kräfte das Bewachungspersonal seine direkten Aufgaben nicht durchführen. 

Proteste gegen den Abbau von Kupfer und Nickel in der Region Woronesch (Foto: Konstantin Rubachin)
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Trotz der wiederholten, berechtigten Auff orderungen der einheimischen Bevölke-
rung und der Anerkennung der Beschwerden durch den Untersuchungsausschuss 
der Region Woronesch als Verstoß gegen das Eigentumsrecht der Russischen Föde-
ration wurde bisher keine Kontrolle zur ordnungsgemäßen Bewirtschaftung des Ge-
ländes oder der Arbeit auf dem Gelände der gefährdeten Pipelines durchgeführt.
Die Aktivisten konnten beobachten, wie Städtebau- und Eigentumsrechte mit dem 
Bau von Betonfundamenten verletzt und nahegelegene Felder durch die Arbeiten 
auf dem Grundstück verschmutzt wurden. 

Das Ergebnis einer fehlenden Informationsplattform für den Ausdruck der öff ent-
lichen Meinung, der scheinbaren Lähmung der Judikative, die die Situation hätte 
schlichten können, und des gleichzeitigen Verbots eines Lokal-Referendums über 
die genannten Fragen war vorhersehbar: Eine der Demonstrationen endete in ei-
ner Attacke auf ein Geologencamp. Am 22. Juni 2013 kamen etwa 4.000 Menschen 
auf einer Demonstration rund um den Zaun der Jelan-Lagerstätten zusammen, zer-
störten diesen und brannten Teile der Einrichtung und der geologischen Ausrüstung 
nieder, was einen Schaden von umgerechnet etwa einer Million Euro verursachte. 
Dies war aber nicht die erste gewalttätige Auseinandersetzung im Zuge der Arbei-
ten. Seit dem Beginn der Explorationsarbeiten im Jahr 2013 kam es zu mehreren 
kleineren Zusammenstößen im Februar, März und Mai. Die Ungeschicklichkeit der 
Staatsmaschinerie und die Hartnäckigkeit des Unternehmens hatten zur Eskalation 
des Konfl iktes beigetragen.

Für die lokale Bevölkerung stellt sich nicht die Frage, ob es ein Bergbau-Kombinat 
geben wird oder nicht. Die einzige Antwort ist: Aus der Perspektive der nachhal-
tigen Entwicklung der Region bleibt nur die Option, die ausgezeichnete Erde und 
das saubere Wasser zu erhalten und den Tourismus zu entwickeln. Unter der Nut-
zung von jod- und bromhaltigen Mineralwasser wäre auch die Entwicklung eines 
Kurortes möglich. Diese Ressourcen könnten die Grundlage für einen jahrhunderte-
langen Wohlstand der Chopjorer Region sein, während sich der Abbau von Buntme-
tallen an dem auf 30 bis 40 Jahre begrenzten Export orientiert, in dessen Folge die 
Menschen vor Ort mit massiven ökologischen Folgewirkungen zu kämpfen haben 

Proteste gegen den Abbau von Kupfer und Nickel in der Region Woronesch (Foto: Sergej  Birjukow)
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werden. Genau deshalb ist die Stimmung in der Bevölkerung so entschlossen und 
die einzige off ene Frage in der Situation ist: Welchen Preis wird es kosten, dieses ver-
rückte Projekt zu stoppen? 

Es gibt vier Varianten:
>   Der Stopp des Projektes durch die höchste Autorität im Staate – durch den 

Präsidenten oder die Regierung;
>   Ein Verbot der Arbeiten durch die Gerichte (wegen der nachgewiesenen 

Nichtigkeit der Grundstücksgeschäfte des Projektes);
>   Der Stopp des Projektes durch ein lokales Referendum; 
>   Wie es in der russischen Verfassung heißt – „durch die direkte Umsetzung 

der Gewalt des Volkes“.

Die letzte Variante ist die unberechenbarste von allen und weder die Regierung 
noch die einheimische Bevölkerung möchten sie. Jedoch ist die Regierung einfach 
nicht bereit dafür. Die Menschen der Chopjorer Region hingegen haben ihre Hand-
lungsfähigkeit schon mehrmals durch konzertierte und entschlossene Maßnahmen 
bewiesen. Um die Ausführung des vierten Szenarios unwahrscheinlich zu machen, 
arbeiten Umweltschützer mit zivilgesellschaftlichen und Umweltschutzorganisatio-
nen zusammen, kooperieren mit den entsprechenden Regierungsorganen und ver-
suchen einen Beweis für die Kurzsichtigkeit und Gesetzeswidrigkeit des Buntme-
tallabbaus in der Nähe von Chopjor zu fi nden. 
Am 2. August 2013 übergab die Bewegung „Zum Schutze Chopjors“ im Rahmen 
eines Treff ens mit dem Präsidenten der Russischen Föderation Wladimir Putin ein 
Paket von Dokumenten, welches die Unzweckmäßigkeit der weiteren Entwicklung 
des Projektes beweisen sollte. Der Staatschef versprach, die Dokumente zu prüfen. 
Hoff en wir, dass die Reaktion der Behörden den Absichten der einheimischen Bevöl-
kerung, die Probleme aktiv und mit harter Hand zu lösen, zuvorkommt.

Während der Vorbereitung dieses Artikels kam es allerdings zu einem bedrückenden 
Ereignis und der Konfl ikt am Chopjor spitzte sich schlagartig zu. Am 22. November 
2013 wurden im Rahmen eines Strafverfahrens Michail Besmenskij und Igor Schiten-
jow (zwei Bewohner der Region Woronesch) verhaftet. Eingeleitet wurde das Straf-
verfahren auf Grund einer Beschwerde Petr Jamows, eines Beraters der UMMC Ge-
neraldirektion. Die Festnahme wurde durch die Punkte „a“ und „b“, Absatz 3 des Pa-
ragrafen 163 des Strafgesetzbuches der Russischen Föderation gedeckt, was in die-
sem Fall die Erpressung von Geldern der Firma UMMC mit einem Strafmaß von 7 bis 
15 Jahren vorsieht. Die einheimische Bevölkerung und Bürgerrechtler sind der Mei-
nung, dass die Anschuldigung des Straftatbestandes der Erpressung völlig absurd 
ist und dass es im vorliegenden Fall wichtige Gründe gibt, eine korrumpierte Ab-
sprache zwischen UMMC und des Innenministeriums zu vermuten.
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Bereits im Mai 2013 wurde der später festgenommene Igor Schitenjow, zusammen 
mit anderen Anwohnern, in einem friedlichen Protestlager auf dem Gelände der Je-
lan-Kupfer-Nickel-Lagerstätten von den Sicherheitskräften der Firma UMMC zusam-
mengeschlagen. Er kam mit schweren Verletzungen davon und befand sich einen 
Monat in stationärer Behandlung. Im Anschluss kam es bei ihm zu einer fortschrei-
tenden Verschlechterung der psychischen Gesundheit, zu Sehstörungen und Kopf-
schmerzen. Dem wegen angeblicher Erpressung inhaftierten Igor Schitenjow war 
nach dem Angriff  auf seine Person am 13. Mai von Jurij Nemtschinow, einem Vertreter 
der UMMC-Leitung, eine Zahlung von umgerechnet etwa 4.000 Euro angeboten wor-
den. Dies konnte durch eine veröff entlichte Tonbandaufnahme bestätigt werden. 

Zeitgleich mit der Festnahme der Aktivisten wurde in den Medien erneut eine PR-
Kampagne gegen die lokale Bevölkerung und die Umweltorganisationen gestar-
tet, wonach letztere für ein komplettes Verbot Buntmetallförderung rund um Chop-
jor seien. Im Laufe der Woche verbreiteten zentrale Kanäle in Russland das Gerücht, 
dass die Umwelt-Aktivisten in der Schwarzerde-Region wegen Verbrechen gegen 
den Staat angeklagt worden seien. Der Leiter der Bewegung „Zum Schutze Chop-
jors“, Konstantin Rubachin, wurde als Erpresser und führendes Mitglied einer krimi-
nellen Vereinigung bezeichnet, die an der Machtergreifung arbeiten und die Mos-
kauer Opposition fi nanzieren soll. Zudem fand bei Konstantin Rubachin eine Durch-
suchung statt, ohne dass seinem Anwalt dabei Zutritt gewährt wurde. Dies gibt 
Anlass zur Befürchtung, ein zusätzliches Verfahren könnte möglicherweise gegen 
den Leiter der unabhängigen NGO eingeleitet werden. Als besonders alarmierend 
wird empfunden, dass als Leiter der Ermittlungsgruppe in dieser Sache der Untersu-
chungsrichter Oleg Siltschenko ernannt wurde, der den betrüblich bekannten Fall 
von Sergej Magnitskij verhandelte und heute als persona non grata in den USA und 
anderen Staaten der Welt bezeichnet wird.

Derzeit können die Anwälte den Status der Anklage von Rubachin nicht klären. 
Es gibt ernsthafte Gründe für die Annahme, dass Rubachin auf einer gefälschten 

Nach ausbleibender Reaktion der Be-
hörden setzten Einwohner die illegale 
Bohrausrüstung der UMMC auf land-
wirtschaftlichem Nutzland in Brand 
(Foto: Konstantin Rubachin)

Proteste gegen den Nickelabbau in Nowochopjorsk 
(Foto: Konstantin Rubachin)
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rechtlichen Basis jederzeit mit einer Festnahme rechnen muss. Im Rahmen des Er-
mittlungsverfahrens, das im russischen Fernsehsender NTW gezeigt wurde, sagte 
Michail Besmenskij fälschlicherweise gegen Rubachin aus, dass sein Mitinsasse Schi-
tenjow nach Anweisung des Leiters der Bewegung „Zum Schutze Chopjors“ Geld 
von UMMC abpresste.

Zwei Jahre lang leitete Konstantin Rubachin die Aktivitäten für die Einstellung der Ni-
ckelförderung, die ökologisch und ökonomisch sehr nachteilig für das Land ist. Er ist 
unter anderem der Initiator einer Reihe von öff entlichen Anhörungen in der Gesell-
schaftlichen Kammer Russlands, deren Ergebnis eine unabhängige Bewertung der 
Materialien durch bedeutende Wissenschaftler war. Darüber hinaus war er Berichter-
statter mehrerer parlamentarischer Aktionen und nahm an einem Treff en mit Wladi-
mir Putin am 2. August 2013 teil, bei dem er die Materialien über die Unzweckmäßig-
keit der Nickelbergwerke in der Schwarzerde-Region dem Präsidenten der Russischen 
Föderation persönlich übergab. Off ensichtlich passierte das alles entgegen der Ab-
sichten der UMMC, deren Aktivitäten viele Verstöße aufweisen. 

Trotz des großen Schlages, den die einheimische Bevölkerung infolge der Strafsache 
erhielt, dauern die Proteste bis heute an. Um das Verbot der Fortsetzung der Arbei-
ten einzuleiten, übergab die Bevölkerung dem Gouverneur der Region Woronesch 
eine Liste mit über 30.000 Unterschriften. Jetzt liegt das Ziel darin, 100.000 Unter-
schriften zu sammeln. Neben Kundgebungen, Mahnwachen und der Vorbereitung 
einer weiteren wissenschaftlichen Konferenz werden viele andere Schritte gemacht, 
um den Abbau von Nickel in der Schwarzerde-Region zu verhindern.

Konstantin Rubachin | Koordinator der Bewegung ‚Zum Schutze Chopjors‘, 
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Tatjana Kargina | Direktorin der Grünen Bewegung Russlands (EKA). 

Doktorandin am Institut für  Ressourcenökonomie an der Wirtschaftsfakultät 

der Moskauer Staatlichen Lomonossow-Universität. Seit 2012 Mitglied der 

Bewegung ‚Zum Schutze Chopjors‘ und Unterstützerin einer breiten Bürger-

bewegung gegen Nickelförderung in der Schwarzerde-Region. 
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ROHSTOFFABBAU
und Umwelt
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Michael Reckordt  |  Kampf um Rohstoff e ohne Rücksicht auf 
Mensch und Umwelt?!

„Kampf um Rohstoff e: Russland schickt Raketenkreuzer in die Arktis“ betitelt der 
Spiegel im September 2013 einen Artikel über die Ambitionen des Kremls im ho-
hen Norden nach Erdöl und -gas zu suchen. Deutschland importiert schon heute 
ungefähr 40 Prozent seines Erdgas- und 30 Prozent seines Erdölverbrauchs aus Russ-
land, dessen Zugriff  auf Rohstoff quellen in der Arktis die Abhängigkeit Deutschlands 
weiter erhöhen würde. Doch nicht nur Russland, auch die USA, Dänemark, Norwe-
gen und Kanada fordern als Anrainerstaaten an dem Rohstoff reichtum unter dem 
schmelzenden Eis zu partizipieren. Schon längst hat ein Wettlauf um die Rohstoff -
quellen begonnen, der sich nicht nur auf die Arktis beschränkt, beispielhaft aber gut 
an ihr aufgezeigt werden kann.

Auch deutsche Forschungsteams, etwa von der Deutschen Rohstoff agentur (DERA), 
die dem Wirtschaftsministerium unterstellt ist, schätzen das „mineralische Rohstoff -
potenzial Grönlands“ in einer gleichnamigen Studie aus dem Jahr 2010 als sehr hoch 
ein. „Bei einer weiteren Klimaerwärmung, verbunden mit einer Freilegung zusätz-
licher, bis dato unbekannter Rohstoff vorkommen, dürfte Grönland langfristig zu 
einem sehr wichtigen Rohstoffl  ieferanten, der Bedeutung nach ähnlich Australien, 
Kanada, Südafrika oder Russland, aufsteigen“. Vor allem für Platingruppenmetalle, 
Seltene Erden, Gold, Coelestin und Thorium bzw. Uran erwartet die DERA Vorkom-
men von „Weltrang“.

Dabei sind extraktive Eingriff e in die Natur immer mit ökologischen Risiken verbun-
den. Bergbau benötigt große Mengen an Energie – der Herstellungsprozess von 
Aluminium verbraucht alleine ein Prozent der weltweit erzeugten Elektrizität – und 
Wasser. Zurück bleiben häufi g giftige Rückstände, da zum Beispiel bei der Goldge-
winnung große Mengen an Zyanid, bei kleineren Bergbau-Projekten sogar Quecksil-
ber eingesetzt werden. Diese großen Mengen an toxischen Rückständen werden in 
Rückhaltebecken gesammelt, die bei schlechter Konstruktion oder im Falle von Na-
turkatastrophen – Erdbeben, Taifune, Starkregen – in der Vergangenheit immer wie-
der gebrochen sind und ganze Fluss- und Meeres-Ökosysteme verseucht haben.

Auch der Abbau von Seltenen Erden ist mit hohen Umweltbelastungen verbunden, 
da bei dem Abbau und der Weiterverarbeitung radioaktive Elemente wie Thorium 
und Uran auftreten. Daher protestieren zum Beispiel seit 2011 Umweltaktivist/innen 
und Anwohner/innen gegen eine Produktionsstätte von Seltenen Erden in Kuantan 
an der Ostküste Malaysias. Der australische Konzern Lynas plant, Seltene Erden als 
Erzkonzentrat aus einem Abbaugebiet am Mount Weld im Westen Australiens in das 
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rund 6.000 Kilometer entfernte Kuantan zu verschiff en und dort zu verarbeiten. Die 
Menschen in Malaysia befürchten, dass der Konzern radioaktive Rückstände nicht 
ordnungsgemäß entsorgen wird und aufgrund von Konstruktionsfehlern der Raffi  -
nerie hohe Belastungen für Mensch und Umwelt die Folge sein werden. „Das Lynas-
Werk liegt in der Nähe von Fischerdörfern und Siedlungen. Lynas weiterhin zu er-
lauben unsere Luft zu verunreinigen, unser Wasser und unser Land steuerbefreit zu 
konterminieren, ist dumm. Es ist eine Verletzung der Menschenrechte auf saubere 
Luft, sauberes Wasser und darauf, in einem sicheren Ort zu leben“, erklärt Haji Is-
mail Abu Bakar, einer der Sprecher der Kampagne „Save Malaysia, Stop Lynas“ im Juli 
2013 in einer Pressemitteilung.

Die Menschen in Malaysia haben schon einmal schlechte Erfahrungen mit dem Ab-
bau und der Produktion von Seltenen Erden gemacht. Bis ins Jahr 1994 hatte der ja-
panische Mischkonzern Mitsubishi in Bukit Merah, im Staat Perak, durch mangeln-
de Schutzvorkehrungen die Gesundheit der Anwohner/innen gefährdet. Sowohl 
chronische als auch Krebserkrankungen waren in der Region angestiegen und an-
schließende Massenproteste führten zu einer Schließung. Dass Lynas nun ohne Ein-
beziehung der lokalen Bevölkerung eine zehnmal so große Produktionsstätte plant, 
führte zu den aktuellen Protesten in Kuantan. 

Vorkommen von Seltenen Erden sind, anders als der Name es vermuten lässt, in 
der Erdkruste weit verbreitet, doch ihr Abbau ist nur selten wirtschaftlich lukrativ. 
Die Gruppe der Seltenen Erden umfasst Lanthan und die 14 im Periodensystem fol-
genden Lanthanoide sowie Yttrium und Scandium. Sie werden in Hochtechnologie-
sektoren eingesetzt und gelten als zentral für viele „grüne Technologien“ und somit 
für die deutsche Industrie. Letztere zählen Seltene Erden zu den „Kritischen Metal-
len“, da deren Versorgung aufgrund von politischer oder natürlicher Verknappung 
gefährdet ist. So fi ndet Cer, Europium und Terbium in modernen Leuchtmitteln, Sa-
marium in Mikromotoren oder Dysprosium und Terbium in Permanentmagneten 
von modernen Windkraftanlagen Verwendung. Bis zu 97 Prozent der globalen För-
derung fi ndet derzeit in China statt, da das Land geringere Umweltaufl agen hat als 
zum Beispiel die USA. Dort wurden in der Mountain Pass Mine in Kalifornien bis 2002 
ebenfalls Seltene Erden abgebaut, bis der Betrieb aufgrund von Verstößen gegen 
die Umweltaufl agen und Verschmutzung des Grundwassers geschlossen wurde. 

Nachdem China im Juli 2010 die Ausfuhrquote um 72 Prozent gesenkt hatte, stiegen 
die Preise rapide an. China argumentierte mit den negativen ökologischen Auswir-
kungen und hatte das Ziel, die Produktion zu drosseln. Aufgrund der Monopolstellung 
wurden neue Seltene Erden Lager- und Produktionsstätten eröff net. Nach hohen In-
vestitionen in den Umweltschutz operiert die Mountain Pass Mine in Kalifornien seit 
2012 wieder. Im gleichen Jahr sollte auch Lynas in Malaysia die Produktion aufnehmen.
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Der deutschen Industrie ist jegliche Diversifi zierung der Bezugsquellen für Seltene 
Erden sehr willkommen. Daher traten – zeitgleich und ungeachtet der Proteste in 
Malaysia – die beiden deutschen Konzerne Siemens und BASF an den australischen 
Konzern Lynas heran. Siemens und Lynas unterzeichneten im Juli 2011 eine Absichts-
erklärung zur Gründung eines Joint Ventures zur gemeinsamen Produktion von 
Magneten auf Neodym-Basis für energieeffi  ziente Antriebe und Windturbinengene-
ratoren. BASF verkündete im darauff olgenden September die Unterzeichnung eines 
langfristigen Liefervertrages mit Lynas für Lanthan, das für bestimmte chemische 
Katalysatoren-Erzeugnisse und bei der Weiterverarbeitung von Erdöl benötigt wird.

Dem Rohstoff hunger unserer „imperialen Lebensweise“, wie es die Wissenschaftler 
Ulrich Brand und Markus Wissen beschreiben, wird dabei einträchtig Vorrang vor 
radioaktiven Gefahren und den Belangen lokaler Bevölkerungsgruppen gegeben. 
Es ist unwahrscheinlich, dass ausgerechnet beim Abbau von Seltenen Erden in der 
Arktis höhere Umweltstandards eingehalten werden. Das hochgradig sensible Öko-
system der Region droht nachhaltig zerstört zu werden.

Russland spielt allerdings nicht nur bei den energetischen Rohstoff en und in Zu-
kunft unter Umständen bei Seltenen Erden eine wichtige Rolle, sondern auch bei 
metallischen Rohstoff en. Eine Studie der DERA stellte im Jahr 2010 fest, dass metal-
lische Rohstoff e im Wert von 2,636 Milliarden Euro aus Russland nach Deutschland 
eingeführt werden, darunter die von der EU als kritisch defi nierten Rohstoff e: Anti-
mon, Fluorit, Gallium, Graphit, Kobalt, Magnesium, Platinmetalle und Wolfram. Da-
her verwundert es wenig, dass die Gesellschaft für Außenwirtschaft und Standort-
marketing, German Trade and Invest (gtai), Russland im Jahr 2012 als einen „Roh-
stoff gigant“ betitelte: „Das Land ist größter Nickelexporteur. Zu seinen wichtigsten 
Abnehmern gehört Deutschland. Nickel-Weltmarktführer Norilsk Nickel will bis 2025 
rund 35 Milliarden US-Dollar ausgeben für den Ausbau neuer Lagerstätten, Produk-
tionseffi  zienz, neue Produkte und Umwelttechnik. Ähnlich ist es bei RUSAL, dem 
größten Aluminiumhersteller der Welt. Das Unternehmen Rustitan wird in der Repu-
blik Komi 1,3 Milliarden US-Dollar investieren, um Titandioxid zu produzieren. Und 
Russlands größter Goldförderer Polyus Gold gibt bis 2015 fast 5 Milliarden US-Dollar 
aus, um die Goldproduktion zu verdoppeln“ (gtai). Gleichzeitig wird Russland durch 
seine vielfachen Bergbauaktivitäten auch zu einem interessanten Exportmarkt für 
deutsche Maschinenbau-Hersteller.

Rückblickend kann festgestellt werden, dass die deutsche Industrie das Thema Ver-
sorgungssicherheit im Bereich der Rohstoff e seit knapp zehn Jahren für sich ent-
deckt hat. Aufgrund der höheren Preise auf dem Weltmarkt und neuen Mitbewer-
ber sorgt sich die Industrie um den Produktionsstandort Deutschland und ihre Ge-
winne. Deutsche Großkonzerne wie Bayer, BASF, Bosch, Thyssen-Krupp, BMW und 
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VW gründeten daher im Jahr 2012 die RA Rohstoff allianz GmbH, um sich gemein-
sam auf dem Weltmarkt für die Versorgungssicherheit bei Rohstoff en einzusetzen. 
Doch nicht nur die wirtschaftliche Selbstversorgung steht dabei im Zentrum, son-
dern auch der Druck auf die Bundesregierung, die Industrie fl ankierend zu unterstüt-
zen. So forderte der Geschäftsführer der Rohstoff allianz Dierk Paskert die Bundesre-
gierung im Frühjahr 2013 in einem Interview im Handelsblatt auf, „mehr Verantwor-
tung in Außenwirtschafts- und Sicherheitsfragen (zu) übernehmen“, um freie Märkte 
zu erhalten. Dafür bedarf es weiterer „sicherheitspolitischer und militärischer Instru-
mente“, wie er ergänzte.

Sowohl die Große Koalition als auch die Koalition aus CDU/CSU und FDP kamen die-
sem Wunsch nach. So wurde im Oktober 2010 die „Rohstoff strategie der Bundesre-
gierung“ verabschiedet. Diese unter Federführung des Bundeswirtschaftsministe-ri-
ums (BMWi) entwickelte Strategie beinhaltet die „Gewährleistung einer bedarfsge-
rechten Versorgung der Industrie mit mineralischen Rohstoff en“, da dies „von grund-
legender Bedeutung für die Wirtschaft Deutschlands“ sei.

Die Kernziele dieser Strategie umfassen den Abbau von Handelshemmnissen und 
Wettbewerbsverzerrungen, die Unterstützung der deutschen Wirtschaft bei der Di-
versifi zierung ihrer Rohstoff bezugsquellen, die Fokussierung rohstoff bezogener 
Forschungsprogramme, die Herstellung von Transparenz und Good Governance bei 
der Rohstoff gewinnung und die Verzahnung nationaler Maßnahmen mit der euro-
päischen Rohstoff politik. Zum 1. Januar 2013 startete zudem das beim BMWi ange-
siedelte Explorationsförderprogramm, das bedingt rückzahlbare Darlehen an Unter-
nehmen vergibt, die im Bereich der Exploration der von der EU identifi zierten „kri-
tischen Rohstoff e“ – wie z.B. Kobalt oder Seltene Erden – tätig werden wollen.

Ein weiteres politisches Instrument zur Rohstoff sicherung sind bilaterale Rohstoff -
partnerschaften, in denen außen-, wirtschafts- und entwicklungspolitische Zielset-
zungen miteinander verbunden werden sollen. Im Oktober 2011 unterzeichnete die 
Bundesregierung die erste Rohstoff partnerschaft mit der Mongolei. Die Federfüh-
rung für die Aushandlungen solcher Partnerschaften obliegt dem BMWi, obgleich 

Diamantenförderung im Gebiet Archangelsk (Fotos: sdelanounas.ru)
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auch BMZ und BMU eingebunden sind. Im Februar 2012 folgte eine zweite Rohstoff -
partnerschaft mit Kasachstan. Regierungsvertreter/innen Deutschlands und Chiles 
unterzeichneten im Januar 2013 eine Absichtserklärung über eine rohstoff politische 
Zusammenarbeit. Ein ähnliches Abkommen mit Peru ist für die zweite Jahreshälfte 
2013 geplant.

In der Rohstoff strategie, den Rohstoff partnerschaften und anderen politischen Ent-
scheidungen der Bundesregierung spielen menschenrechtliche und ökologische 
Standards eine untergeordnete Rolle. In dem Rohstoff strategie-Papier aus dem Jahr 
2010 unterstreicht die Bundesregierung zwar, „dass nachhaltige Entwicklung sowie 
wirtschaftlicher und sozialer Fortschritt ohne gute Regierungsführung, ohne Ach-
tung der Menschenrechte und ohne Beachtung ökologischer und sozialer Stan-
dards nicht möglich ist“, bleibt aber vage bei den Konsequenzen und tritt nur „dafür 
ein, dass die deutsche Wirtschaft unternehmerisches Handeln an international an-
erkannten Instrumenten und Initiativen wie der OECD-Leitsätze für multinationale 
Unternehmen ausrichtet.“ Während die Bundesregierung also konkrete Ziele, Pro-
gramme und gar Abkommen formuliert, um die Versorgungssicherheit für die deut-
sche Industrie zu garantieren, bleibt sie bei Verstößen der Unternehmen gegen na-
tionales oder internationales Recht unkonkret: „Problematisch sind Rohstoff gewin-
nungsprojekte, die Umweltschäden verursachen, bei denen schlechte Arbeitsbedin-
gungen herrschen und Menschenrechte missachtet werden. Rohstoff reichtum kann 
auch zu Korruption führen, mitunter werden damit bestehende Konfl ikte fi nanziert 
oder neue bewaff nete Konfl ikte ausgelöst.“ Das klingt ähnlich konsequent wie „Rau-
chen kann tödlich sein“-Schilder auf Zigaretten-Packungen. 

Dabei sind deutsche Unternehmen nur selten an Menschenrechtsverletzungen di-
rekt beteiligt. Die meisten Bergbaukonzerne kommen aus Nordamerika, Australien, 
Ostasien, Russland oder Großbritannien. Diese übernehmen sozusagen die Drecks-
arbeit vor Ort, während sich die deutsche Industrie über Zulieferer mit weiterverar-
beiteten Rohstoff en eindeckt. Zu den wenigen Ausnahmen zählt unter anderem der 
Konzern H.C. Starck aus Goslar. Das ehemalige Tochterunternehmen der Bayer AG 
hatte in den Jahren 2000 und 2001 nachweislich als einer der Hauptabnehmer Col-
tan aus den Bürgerkriegsregionen im Kongo bezogen. Der Konzern behauptet von 
Händlern getäuscht worden zu sein und ist sich keiner Schuld bewusst. Heute be-
zieht der Konzern laut eigenen Angaben keine Rohstoff e mehr aus dem Kongo. Ein 
anderes Beispiel ist Thyssen-Krupp. Der Essener Konzern besitzt zusammen mit dem 
Bergbaugiganten Vale ein Stahlwerk nahe Rio de Janeiro, welches massiv toxische 
Substanzen emittiert, wodurch Anwohner/innen über Umweltschäden und Ge-
sundheitsprobleme klagen. Auch hier weigert sich der Konzern, seine Verantwort-
lichkeit einzugestehen und Kompensationszahlungen zu leisten.
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Im Sommer 2013 erneuerten Menschenrechts-, Umwelt- und Entwicklungsorgani-
sationen daher ihre Kritik an der einseitigen Rohstoff politik der Bundesregierung, 
die nur Unternehmensinteressen widerspiegelt. Statt einem „Weiter-so-wie-bisher“ 
fordern sie eine absolute Reduktion des Rohstoff verbrauchs in Deutschland und Eu-
ropa. Einige Rohstoff e, wie Indium, das wahrscheinlich im nächsten Jahrzehnt nicht 
mehr gefördert werden kann, sind schon heute knapp und der Aufwand und somit 
das Risiko ihrer Gewinnung wird immer größer. Der Schutz von Menschenrechten, 
Umwelt und Klima sind nicht mit dem immensen Verbrauch vereinbar. Der von der 
Bundesregierung eingesetzte Rat für Nachhaltige Entwicklung geht von einem jähr-
lichen Ressourcenverbrauch von circa 40 Tonnen pro Kopf in Deutschland aus – ein 
Wert, der deutlich über einem global nachhaltigen Konsum liegt, den das Internatio-
nal Resource Panel der UNEP mit fünf bis sechs Tonnen einschätzt. Nichtregierungs-
organisationen wie der Naturschutzbund (NABU) fordern daher, den Rohstoff bedarf 
bis 2050 um mehr als zwei Drittel zu senken.

Zudem fordern Menschenrechts-, Umwelt- und Entwicklungsorganisationen ver-
bindliche Regulierung von Unternehmen im Rohstoff geschäft. Das beinhaltet eine 
generelle Transparenz in den Zahlungsströmen, aber auch in den Lieferketten. 
Deutschland trägt eine Mitverantwortung für die Einhaltung der bürgerlichen, po-
litischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrechte beim Abbau 
extraktiver Rohstoff e weltweit. Dies gilt einerseits für deutsche Unternehmen, die 
Metall- und Energierohstoff e importieren oder die an Rohstoff projekten oder de-
ren Finanzierung beteiligt sind. Andererseits gilt dies ebenso für die Bundesregie-
rung, die deutschen Unternehmen den Zugang zu Rohstoff en zu erleichtern sucht. 
Durch Instrumente der Außenwirtschaftsförderung, insbesondere Garantien für un-
gebundene Finanzkredite, sowie durch ein neues Explorationsförderprogramm un-
terstützt sie vermehrt Rohstoff projekte deutscher Unternehmen. Die UN-Leitprin-
zipien für Wirtschaft und Menschenrechte betonen die Verpfl ichtung von Staaten, 
die Bevölkerung vor Menschenrechtsverstößen durch Unternehmen zu schützen, 
sowie die Verantwortung der Unternehmen selbst, die Menschenrechte entlang 
der gesamten Wertschöpfungskette zu achten. Die Staaten sind verpfl ichtet, dafür 
eff ektive Rechtsmittel bereit zu stellen. Menschenrechtliche Sorgfaltspfl ichten müs-
sen insbesondere in solchen Fällen vorgeschrieben werden, wo Staaten die Aktivi-
täten dieser Unternehmen selber fördern. Die Einhaltung von sozial-ökologischen 
Standards sowie Partizipations- und Klagemöglichkeiten für Opfer von Menschen-
rechtsverletzungen zu schaff en, gehört dazu. 

Nur wenn der Rohstoff abbau verantwortlich im Sinne der Menschenrechte und mit 
hohen Umweltstandards durchgeführt wird, kann er auch zu einem Wohlstand der 
Bevölkerung beitragen. Nichtsdestotrotz muss darüber hinaus diskutiert werden, ob 
global einmalige Ökosysteme, wie die Arktis, Landschaften mit hoher Biodiversität 



28

oder Regionen mit hoher kultureller Bedeutung nicht als „No-Go“-Zonen defi niert 
werden müssten, in denen rohstoff politische hinter andere Interessen gestellt wer-
den. Statt einem „Kampf um Rohstoff e“ sollte dabei auf internationale Kooperation 
gesetzt werden.
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Wjatscheslaw Makejew  I  Die Auswirkungen des Bergbaus 
auf die Umwelt in der Russischen Arktis

Das Land und der Seeraum des russischen Teils der Arktis machen 30 Prozent von der 
Gesamtfl äche Russlands aus und schließen dabei 6,8 Millionen Quadratkilomter ein, 
die auf die Wasserfl äche und den Kontinentalschelf entfallen. An dieser Stelle sollte 
jedoch erwähnt werden, dass die südliche Grenze der Arktis bisher gesetzlich nicht 
festgelegt wurde. Sie war während der Ausarbeitung der Gesetzesinitiative „Über die 
arktische Zone der Russischen Föderation“ mehrmals einer Revision unterzogen. Der 
letzte dieser missglückten Versuche endete im Juni 2013. 
Zu den spezifi schen ökologischen Besonderheiten der Arktis gehören die über das 
Jahr äußerst ungleich verteilte Sonneneinstrahlung und Temperatur, der geringe 
Umfang der jährlichen Strahlungsbilanz, die weite Verbreitung von kalten Luftmas-
sen und Wasserströmen, welche die Entwicklung der Kryosphäre (auf und unter der 
Erde, sowie auf dem Meer) fördern, sowie der landschaftlich geringe Bestand an Flo-
ra und Fauna sowie der langsame biologische Stoff wechsel. 
Die Besonderheiten der niedrigen biologischen Produktivität des Ökosystems (der 
jährliche Umsatz der Biomasse und ihr gesamter Bestand in der Fläche ist in der Ark-
tis um 5 bis 15 Mal kleiner als in den südlicheren Klimazonen) bedingen die Ent-
wicklung der schlichten landschaftlichen Strukturen und deren geringe Fähigkeit 
zur Selbstreinigung. Folglich sind die arktischen Ökosysteme weniger stabil gegen-
über äußeren, vor allem gegenüber menschlichen Einfl üssen.

Weitere Besonderheiten der Arktis sind die geringe Bevölkerungsdichte und der 
Reichtum an natürlichen Ressourcen, insbesondere an verschiedenen Boden-
schätzen. Hier leben etwa 1,5 Millionen Menschen. Die Mehrheit der Bevölkerung 
konzentriert sich in Städten und Arbeitersiedlungen und ist hauptsächlich in der In-
dustrie tätig. Die Bevölkerungsdichte in den ländlichen Gegenden des europäischen 
Teils von Nordrussland pendelt zwischen 0,3 bis 3 – 8 Personen pro Quadratkilome-
ter. Im asiatischen Teil ist die Dichte noch niedriger: 3 – 6 Personen pro 100 Qua-
dratkilometer (Autonomer Kreis Taimyr, Autonomer Kreis der Ewenken). Die Bewoh-
ner der dörfl ichen Gegenden gehören in der Regel zu den kleinen indigenen Völ-
kern (Nenzen, Chanten, Dolganen, Ewenken, Tschuktschen, Eskimos usw.), die sich 
ihre Lebensversorgung auf traditionelle Art und Weise sichern (Rentierzucht, Jagd, 
Fischerei usw.).

Im Inneren der Arktis und den angrenzenden Regionen im Norden ballen sich unterschied-
lichste, oftmals einmalige Lagerstätten von Bodenschätzen. Nach Berechnungen von 
Experten summiert sich der Gesamtwert der Mineral- und Energieressourcen auf über 
2,4 Billionen Euro, wovon zwei Drittel auf die Energieressourcen entfallen (Dodin: 2003).
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Von den Mineralressourcen sind in erster Linie die Vorkommen zu erwähnen, die 
zur Gruppe der Erze gehören: Nickel, Kupfer, Kobalt, Platinmetalle, Gold, Silber, Zinn, 
Mischerze, Seltene Erden, Schwarzmetalle (Eisen, Mangan, Chrom, Titan), Diaman-
ten und Phosphor. In Bezug auf die russischen Vorrätelager in der Arktis unter An-
derem fast 100 Prozent der Erze und des Vermiculits, 97 Prozent der Platinmetal-
le, 90 Prozent des Chroms und des Mangans, mehr als 60 Prozent des Nickels, Kup-
fers, Antimons, Wolframs, Zinns, Kobalts, Quecksilbers, Phlogopits und 40 Prozent 
des Goldes.

Geographisch konzentrieren sich die bedeutendsten Vorkommen der mineralischen 
Rohstoff e auf die folgenden Provinzen: Halbinsel Kola (Kupfernickelerz, Platinmetal-
le, Titan, Tantal, Niobium, Eisen, Phosphor, Halbedelsteine), Kaninsk-Timansker Pro-
vinz (Diamanten, Bauxite), Pajchojsk-Nowosemelsker Provinz (Mischerze, Fluorit, Ei-
sen, Chrom, Mangan, Gold, Diamanten, Blei-Zink-Erze und Kupfernickelerze), Taj-
myr-Norilsker Provinz (Kupfernickelerze, Platinmetalle), Majmetscha-Kotujsker und 
Udschinsker Provinz (Phosphor, Gold, Eisen, Niobium, Diamanten, Platinmetalle), 
Nordtajmyr-Nordsemelsker Provinz (Gold, Silber, Molybdän, Wolfram, Chrom, Vana-
dium), Anabarsker und Jakutsker Provinz (Diamanten, Eisen, seltene Metalle), Wer-
chojansker und Jano-Tschukotsker Provinz (Zinn, Gold, Mischerze, Wolfram, Vanadi-
um, Platinmetalle, Quecksilber). Dazu kommt, dass der Erkundungsgrad vieler mine-
ralischer Ressourcen niedrig (unter 40 Prozent) und das Engagement für eine Aus-
nutzung weiterer Lagerstätten klein ist (Dodin: 2003). 

Unternehmen, die sich mit dem Abbau von Rohstoff en beschäftigen, sind fast über 
das gesamte arktische Gebiet verteilt und unterscheiden sich nach Methode, Art 
und Umfang der Förderung. Zu ihnen gehören sowohl Kleinunternehmen für die 
Gewinnung von Sand, Kies, Steinen und anderen allgemein verbreiteten Rohstoff en, 
die für verschiedene Bauarbeiten (Straßen, Gebäude, Fundamente für Ölplattformen 
u.a.) notwendig sind, als auch gigantische Bergbau- und Hüttenbetriebe, wie die Po-
lar-Filiale der Aktiengesellschaft Bergbau- und Hüttenkombinat Norilsker Nickel. 
Letztere nehmen große Territorien in Anspruch, halten mehrere Bergwerke und füh-
ren Arbeiten des gesamten Produktionskreislaufes durch – von der Erzförderung bis 
zur Erzeugung des fertigen Produktes (Metall).

Für die Förderung aller Rohstoff e wird auf fünf gängige Verfahren zurückgegriff en: 
die off ene Förderung (Tagebau), unter Tage (Bergwerk), ein Kombinationsverfahren 
aus den beiden zuvor genannten, hydrotechnische (durch Bohrlöcher) und das För-
derverfahren unter Einsatz von Schwimmbaggern. All diese Verfahren beeinfl ussen 
die Umwelt.
Die typischen Umweltauswirkungen bei dem Abbau von Bodenschätzen im off enen 
Betrieb sind:
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>   die Zerstörung beziehungsweise Störung von großen land- und forstwirt-
schaftlichen Flächen auf Grund der dauerhaften Nutzung durch den Tage-
bau, der Entsorgung von Produktionsabfällen (Schutt, Abraum, Schlammgru-
ben, Klärgruben usw.) und der Entstehung von Zufahrtsstraßen und Aufbe-
reitungsanlagen;

>   Luftverschmutzung in den Steinbrüchen und den nahegelegenen Regionen-
durch die  Nutzung von Transport- und Verladungstechnik und anderer mo-
torisierter Hilfsausrüstung, die toxische Substanzen freisetzt (Stickstoff , Koh-
lenstoff e, Schwefel, Benzo(a)pyren, Ruß, Blei, Aldehyde);

>   die Bildung von Staubschlacken bei der Durchführung großer Sprengarbei-
ten, von denen ein Drittel nach der Explosion in den Gesteinsmassen bleibt 
und eine Gefahr für die Arbeiter während der Aushubarbeiten und des Trans-
ports der Gesteinsmassen darstellt;

>   die allmähliche Verschmutzung der Erd- und Wasseroberfl äche in den angren-
zenden Territorien als Ergebnis von schadstoff haltigen Staubpartikelverwe-
hungen aus dem Bergbau, den Schlammbecken und den Schlammgruben;

>   große und gigantische Schlammbecken, die beim Abbau der Kupfernickelerze 
entstehen, wie beispielsweise in den Norilsker und Talnachsker Lagerstätten, tra-
gen nicht nur zur starken Umweltverschmutzung durch Staub und Schwerme-
talle und zur Bildung von säurehaltigem Regen bei, sondern beeinfl ussen auch 
den Charakter der physikalischen Felder der Erde (Dodin, Tscherednikowa: 2002);

>   die Verschmutzung der Gewässer und des Grundwassers infolge der durch Re-
gen verursachten fl ächenhaften und erosiven Abschwemmung von minera-
lischen, mit aktiven chemischen Elementen angereicherten Partikeln aus den 
Schlammbecken und Halden; als Ergebnis von unvorhergesehenen Durch-
brüchen des verschmutzten Wassers aus den Teichen der Kläranlagen und 
Schlammbehältern; während der Grundwasserspiegelabsenkung an Tagebau-
en mit hochgelegenem Vorkommen an hochmineralisiertem Grundwasser u.a.

Zu den off enen Verfahren kann man auch den Abbau von Trümmersedimenten mit 
Hilfe von  Wasserbaggern zählen. Hierbei wird infolge des erhöhten Schlammge-
halts in den Wasserströmen eine beträchtliche Wirkung auf alle Gruppen von Wasser-

Russische Arktis (Foto: Fjodor Jakowlew)
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organismen ausgeübt (Plankton, Benthos, Algen, Fische), was letztlich zum Schwund 
des gesamten Fischbestandes führen kann.
Die charakteristischen Einfl ussarten auf die Umwelt durch die Arbeiten unter Tage 
(im Bergbau) sind:

>   die Verschmutzung der Oberfl ächengewässer in den umliegenden Gebieten-
durch stark mineralisiertes, aus dem Schacht abgepumptes Wasser und durch 
Rückstände aus der Aufbereitung der kohle- und erzhaltigen Massen in den 
Schlammbehältern und Kläranlagen;

>   die Verschmutzung von Boden und Vegetation der umgebenden Territorien 
mit Ruß und Staub, die toxische Elemente enthalten (Co, Cu, Mn, Hg, Zn) und 
die infolge von Wind und Regen von den äußeren Lagen der Schachthalden-
abgetragen und verbreitet werden;

>   die Entstehung von Erdrutschen, Erdfällen, Trichtern und Einbruchstellen 
über Tage durch abgelöstes Gestein in den Schächten, die zum Teil mit re-
lativ starken Erdbeben in aktiven Regionen (beispielsweise in Workuta) ver-
gleichbar sind

Die Intensität der Umweltauswirkungen durch den Bergbau hängt ab von der 
Größe der Lagerstätte, der Dauer der Arbeiten, der Anzahl der Bergwerke pro Flä-
cheneinheit, den Besonderheiten der mineralischen Zusammensetzung des Roh-
stoff s, der geologischen Beschaff enheit der Landschaft und von den Abbau- und 
Anreicherungstechniken.

Die größten und meisten Bergbaubetriebe befi nden sich:
>   auf der Halbinsel Kola (das Schdanowsker Bergbau- und Aufbereitungskombinat 

[BAK], das Apparetschensker Bergwerk des Bergbau- und Metallurgiekombinats 
Petschenganickel, das BAK des Bergbau- und Metallurgiekombinats Seweroni-
ckel, die AG Apatit, das Kowdorer BAK, das Olenegorskij BAK, das Lowoserskij 
BAK, das Kandalakschà-Aluminiumwerk, die OAG Kowdorsljuda u.a.);

>   im Gebiet der Stadt Workuta, wo noch Mitte der 1990er Jahre 12 Bergwerke 
in Betrieb waren, die rund 11 Millionen Tonnen Kohle im Jahr förderten und 
von denen 85 Prozent verkokbar waren (heute ist die Hälfte der Schächte ge-
schlossen);

>   im Norilsker Industriegebiet: hier ballen sich Kohleförderbetriebe (Kajerkan), 
die Tagebaue der Norilsker, Oktjabrsker und Talnachsker Kupfernickelvorkom-
men sowie große bis gigantische (Umfang bis zu 160 Kubikmeter) Schlamm-
teiche von Lagerstätten und Aufbereitungsfabriken, die im Grunde genom-
men technogene Lagerstätten darstellen.

>   in Jakutien und in Tschukotka befi nden sich die Deputatsker, Komsomolsker 
und Natalkino – Bergbau- und  Aufbereitungskombinate sowie weitere Be-
triebe, von denen bis heute sechs stillgelegt oder geschlossen wurden.



33

In den letzten Jahren nahmen neue, relativ große Bergbauunternehmen ihre Arbeit 
im Norden Russlands auf: zur Diamantförderung im Norden des Archangelsker Ge-
bietes (Lomonossow und Griba) und im Anabarsker Bezirk von Jakutien, zum Abbau 
von Chrom im Polaren Ural (um die Siedlung Charp) und zur Goldförderung in Tschu-
kotka (Kupol-Vorkommen u.a.).

Für eine Reihe von alten Bergwerken liegen heute Daten zu deren örtlichen Schad-
stoff emissionen in der Atmosphäre und den Gewässern vor. Eine Bewertung zum 
Grad ihres Einfl usses auf das Ökosystem abzugeben ist jedoch schwer, da sich viele 
dieser Bergwerke in Regionen befi nden, in denen die Umweltbelastung auch zahl-
reiche andere Ursachen haben kann. Beispielsweise im Wirkungsbereich des Pet-
schenger Bezirkes, in welchem, abgesehen von den Bergwerken, auch Aufberei-
tungsanlagen und das Metallurgische Kombinat Petschenganickel eine Rolle spie-
len. Weitere Verschmutzungsquellen sind öff entliche Versorgungsunternehmen, 
das Wärmekraftwerk, der Autoverkehr, die Siedlungen Nickel, Sapoljarnyj und ande-
re Siedlungen in der Polarregion. Allerdings ist der Eff ekt des metallurgischen Kom-
binats wesentlich höher als der Einfl uss aller anderen Quellen.

In der Gemeinde Nickel, in deren Nähe sich die Teileinheit des Bergbau- und Metal-
lurgiekombinates Petschenganickel befi ndet, belief sich der Ausstoß an Schwefeldi-
oxidemissionen auf 160.000 Tonnen. Dabei entfi elen auf das Hütten- und Bergwerk 
Petschenganickel fast 98 Prozent des gesamten Ausstoßes. 
In der Stadt Sapoljarnyj produzierten Unterabteilungen desselben Kombinates etwa 
70.000 Tonnen Emissionen, einschließlich 64.000 Tonnen Schwefeldioxid. Auf die 
verbleibenden Emissionsquellen entfi elen weniger als zehn Prozent des Gesamtaus-
stoßes. In den vergangenen Jahren wurden die Emissionen an diesen zwei Stellen 
auf 11.500 Tonnen verringert.

Ein noch höheres Emissionsverhältnis kann man im Gebiet der Stadt Montschegorsk 
beobachten, in der das Kombinat Seweronickel in Betrieb ist. Dort entfallen 99,8 Pro-
zent der Emissionen aus stationären Quellen auf das Kombinat (58.900 Tonnen). Im 
Jahr 2010 wurden die Emissionen wegen einer Erzknappheit und eines veränderten 
technischen Prozesses auf etwa 39.000 Tonnen reduziert.

Zum Vergleich kann man die Emissionsdaten von zwei großen Bergwerken heran-
ziehen, in denen keine metallurgische Produktion stattfi ndet. Das sind zum einen 
die vier Bergwerke der Aktiengesellschaft Apatit, in denen im Jahr etwa 30 Millio-
nen Tonnen Erz gefördert und deren Emissionen in die Atmosphäre auf etwa 14.100 
Tonnen im Jahr geschätzt werden. Zum anderen gibt es das Kowdorer Bergbau- und 
Aufbereitungskombinat, welches beim Eisenerzabbau und bei der Produktion von 
Erzpellets etwa 8.900 Tonnen im Jahr emittiert. Im Gebiet der Bergwerke auf der 
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Halbinsel Kola ist eine große Anzahl an Schutthalden entstanden, die mehr als 7.000 
Hektar einnehmen.

In der Nähe der Norilsker Bergwerke befi nden sich Nickel- und Kupferwerke, das Na-
deschdinsker metallurgische Werk, eine metallurgische Zeche und eine Pelletfabrik, 
deren Emissionen sich in den letzten Jahren zusammen auf 1,8 bis 1,9 Millionen Ton-
nen Schwefeldioxid, Stickstoff dioxid, Kohlenmonoxid, Nickel, Kupfer, Kobalt, Blei 
(4 bis 4,5 Tonnen pro Jahr), Nickel-Aerosol, Chlor, Schwefelwasserstoff , Selendioxid 
und Schwefelsäure beliefen.

Im Workutaer Gebiet wird die Umwelt neben dem Kohlbergbau stark durch die öf-
fentlichen Versorgungsunternehmen, durch das Zementwerk und hauptsächlich 
durch die Wärmekraftwerke belastet, welche mit der lokal geförderten Kohle ar-
beiten. Von den etwa 218.000 Tonnen Emissionen pro Jahr (Staub, Schwefeldioxid, 
Stickstoff , Kohlenmonoxid), die im Gebiet Workuta von allen Quellen erzeugt wer-
den, liegt die Summe der Emissionen aus Bergbaubetrieben bei rund 170.000 bis 
180.000 Tonnen.

Darüber hinaus gelangen durch dieselben Unternehmen der OAG Norilsker Nickel 
im Produktionsprozess bedeutende Mengen an verseuchtem Wasser in die nahege-
legenen Gewässer. 
Mitte der 1990er Jahre lag die Konzentration von Kupfer und Nickel im Fluss Njuduaj
in der Nähe des Kombinates Seweronickel um das Hundertfache, in einem Fall sogar 
um das 2524-fache über dem zulässigen Grenzwert. Dieselbe hohe Konzentration 
an Kupfer und Nickel ließ sich in den Flüssen Kolos-Joki und Patso-Joki im Gebiet 
des Petschenganickel-Kombinates und im Fluss Norilka auf der Taimyr-Halbinsel be-
obachten (Nikanorow et al.: 2004–2009). In den letzten Jahren hat sich die Situation 
zwar ein wenig verbessert, nichtsdestotrotz ist die Konzentration in den Gewässern 
nach wie vor um ein Vielfaches höher als es der Grenzwert zulässt.
Am Beispiel dreier unterschiedlicher Emittenten kann man die verschiedenen Arten 
von Umwelteinwirkungen durch Bergbauunternehmen gut veranschaulichen: Die 
Schachtanlage Workuta, das Chrombergwerk in der Nähe der Siedlung Charp (Auto-

Der Fluss Workuta im Gebiet der Schachtanlage „Workutinskaja“ 
(Foto: wikimapia.org)

Goldgewinnung in Jakutien (Foto: nevsedoma.com.ua)
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nomer Kreis der Jamal-Nenzen) und die Diamantenminen Lomonossow und Griba 
im Archangelsker Gebiet.

In den bestehenden Workuter Schachtanlagen, der Workutinskaja, Worgaschorskaja 
und anderen, werden größere Kohleschichten über die Schwertrübetrennung mit-
tels hydraulischer Senkung aufbereitet.
Das zu diesem Zweck eingesetzte Wasser und der Schlamm werden in externe 
Schlammbehälter gepumpt, die auf einer Fläche von rund 50 Hektar verteilt sind. 
In den Schlammbehältern befi nden sich insgesamt rund 3 Millionen Kubikmeter 
Schlamm (im trockenen Zustand 1,9 Millionen Tonnen Konzentrat). 
Die Schlammbehälter sind von einem 5 bis 15 Meter hohen steinernen Damm um-
geben, dessen Material aus überschüssigen Haldenprodukten aus der Kohleförde-
rung stammt, und verfügen über eine Lehmdichtung.
Aus verschiedenen Gründen wird der Lehmverschluss aber häufi g beschädigt. Da-
durch gelangt Schlamm in die nahegelegenen Gewässer und verschmutzt diese. Da-
rüber hinaus zieht die Defl ation feinkörnigen Kohlestaubs von der ausgetrockneten 
Oberfl äche des Schlammbehälters eine Verschmutzung der Umgebung nach sich.

So weist zum Beispiel der Fluss Workuta, der dieses Gebiet durchfl ießt, einen ver-
gleichsweise sehr hohen Verschmutzungsgrad auf. In den Fluss fl ießen etwa 48 Mil-
lionen Kubikmeter Abwässer, von denen 18 Millionen Kubikmeter schlecht oder gar 
nicht gereinigt werden und etwa 22.000 Tonnen Chloride, Phenole, Sulfate, Schwer-
metalle, Erdölprodukte, organische Abfälle usw. enthalten.

Eine außergewöhnlich hohe Schadstoff konzentration (Cd, Mn, Hg, Zn, Cu) tritt im 
Gestein der Abraumhalden der Schächte auf. Durch die Zerstäubung werden Boden-
schichten und Gewässer in der Nähe der Stadt Workuta verschmutzt. In der Tundra 
nahe der Schächte lagern sich in Sträuchern und Pilzen große Mengen von Zink und 
Kadmium ein; die Gewässer, in die das Wasser aus den Schächten eingeleitet wird, 
sind durch eine allgemein hohe Mineralisation (bis 988 mg/l) und durch den abrup-
ten Rückgang des Artenbestandes von Wasserpfl anzen gekennzeichnet (Stadt Sa-
poljarje und Umwelt 1994).

Goldförderung durch Wasserbagger
(Foto: nevsedoma.com.ua)

Eine der größten Diamantenminen der Welt „Udatschnyj“
(Foto: wikimedia.commons)
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Das Bergwerk „Zentralnyj“ in der Nähe des Dorfes Charp (Autonomer Kreis der Ja-
mal-Nenzen) ist auf die Förderung von Chrom spezialisiert. Zu dem Bergwerk gehö-
ren der Tagebau, der technische Bereich der Erzaufbereitung Eisberg, ein Amphibo-
lit-Steinbruch sowie ein drei Kilometer langes Förderband vom Bergwerk bis zur Auf-
bereitungsanlage. Die Gewinnung der Erze fi ndet in einem off enen Tagebau in einer 
Tiefe von 60 bis 70 Metern statt.
Bei allen technischen Unternehmungen – dem Bohrbetrieb, den Sprengarbeiten, der 
Mobilität innerhalb des Tagebaus, der Beförderung zu den Gesteinszerkleinerungs-
anlagen, dem Transport von zerkleinertem Gestein auf die Schiene und dem Um-
schlag in die Waggons der Eisenbahn – entstehen durch die oben genannten Berg-
werke und technischen Trassen starke Staubemissionen, die von Luftströmungen 
über große Strecken weitergetragen werden. Daraus gehen starke Schwermetall-
emissionen hervor, welche die Bodenoberfl äche und die nahegelegenen Gewässer 
verschmutzen können.

Der Chromgehalt der Böden der Siedlung Charp übersteigt die zulässigen Schwel-
lengrenzwerte um das 1,8- bis 2,9-fache. Der Gehalt des Nickels wird gar um das 
8- bis 10-fache überstiegen. Rund um den nahen technischen Großraum wird der 
Schwellengrenzwert von Chrom um das drei- bis 31-fache und der des Nickels um 
das 48- bis 321-fache überstiegen. In Pfl anzen, Beeren und Pilzen im Wald wurden in 
der Nähe der technischen Zufahrtswege und des Amphibolit-Tagebaus Schwerme-
talle festgestellt, die den zulässigen Kadmium-Schwellenwert um das 12- bis 655-
fache, den des Nickels um das 16- bis 191-fache, den des Chroms um das 18- bis 125-
fache und den des Bleis um das neun- bis 47-fache übersteigen.

Während der Arbeiten rund um die Diamanten-Lagerstätte im Archangelsker Gebiet 
wirft das off ene Tagebauverfahren die folgenden Probleme auf (Osipow, 2002):
>  die Verschmutzung der Oberfl ächengewässer und des hoch mineralisierten Grund-

wassers während der Grundwasserabsenkung (schwierige Einspeisung aus den 
wasserführenden unterirdischen Schichten);

>  die Entstehung großer Mengen an Industrieabwässern, deren Inhalt (u.a. Saponit) 
eine extrem niedrige Abscheidungsrate in Wassersuspensionen (~ 0,1 Zentime-
ter/Tag) hat;

>  die Entstehung großer und voluminöser Absetzteiche und Schlammbehälter mit 
langen Dämmen, was das Risiko eines Durchbruches und der Verunreinigung des 
Solotiza – Flussbeckens durch verschmutztes Wasser erhöht;

>  eine durch Wind verursachte Verteilung des feinkörnigen Staubmaterials aus den 
Abraumhalden, Absetzteichen und Schlammbehältern, die zu einer Verunreini-
gung der in der Umgebung liegenden Böden und Pfl anzen durch Schwermetalle 
führt (Chrom, Vanadium, Nickel, Baryt);

>  die Entwicklung von Erdrutschen und Absenkungen an den Flanken der Schlamm-
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behälter im Zusammenhang mit der niedrigen Dichte und Stabilität des Gesteins.
Eine große Besorgnis im Diamantenabbaugebiet im Archangelsker Bezirk erregt die 
Verschmutzung des Flusses Solotiza: Durch den Anstieg des Gehalts von Schwerme-
tallen um das 10-fache über dem Schwellengrenzwert hat sich der Zustand der Was-
serqualität abrupt verschlechtert. Darüber hinaus verschlechterte sich der Zustand 
der Wasserorganismen (in erster Linie der Fischfauna, einschließlich der Bedrohung 
der wirtschaftlich äußerst kostbaren Population des Lachses).

Der Bergbau in der russischen Arktis entwickelt sich rasant, während die Auswirkungen 
immer vielfältiger werden und alle Komponenten des lokalen Ökosystems betreff en. 
Von den dort tätigen Unternehmen werden zwar verschiedene Verfahren eingesetzt, 
um die negativen Auswirkungen zu verringern, diese führen aber nicht zu den ge-
wünschten Ergebnissen – auf den übereigneten Landfl ächen, die immer größer wer-
den, übersteigt die Verschmutzung durch Schadstoff e im Boden, im Wasser und in der 
umgebenden Atmosphäre die Schwellengrenzwerte um das Zehn- und Hundertfache.
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Mechthild Baron  I  Fracking zur Schiefergasgewinnung

1. Fracking - Hoff nungsträger oder trojanisches Pferd?

Die mögliche Gewinnung von unkonventionellem Erdgas durch die sogenannte Fra-
cking-Technik ist momentan Gegenstand einer intensiven politischen Auseinander-
setzung, da Chancen und Risiken sehr unterschiedlich bewertet werden.
Erdgas ist weltweit ein Energieträger mit wachsender Bedeutung. Konventionell wird 
es durch Bohrungen in reinen Erdgasfeldern oder als Nebenprodukt bei der Erdöl-
förderung gewonnen. Erdgas steht in der Regel unter hohem Druck und strömt nach 
Öff nung der Lagerstätte kontrolliert an die Erdoberfl äche. Erdgas, das im Gestein 
eingebunden ist (unkonventionelles Erdgas), lässt sich erst nach Aufschluss des Ge-
steins fördern. Hydraulicfracturing, kurz Fracking, umschreibt ein Verfahren, bei dem 
Flüssigkeit mit hohem Druck in die erdgashaltigen Gesteinsschichten (Kohlefl öze, 
Sandstein, Schiefer) verpresst wird. Durch den Druck entstehen Risse, über die das 
Erdgas abgezogen werden kann. Je nach Rohstoff  (das Verfahren wird auch für Erd-
öl und konventionelles Erdgas sowie in der Geothermie angewandt), geologischen 
Bedingungen und Verfahren enthält die verpresste Flüssigkeit Hilfsstoff e (Stabilisa-
toren, Biozide, Stützkörper und andere Additive).
Die Auseinandersetzung über die Rolle, die Fracking zukünftig in der Erdgasversor-
gung spielen soll, fi ndet gleichzeitig auf der europäischen wie auf der nationalen 
Ebene statt.

Auf der Seite der Befürworter wird argumentiert:
>   Schiefergas hat die Wettbewerbsfähigkeit der USA durch sinkende Energie-

preise deutlich gesteigert
>   Heimisches Schiefergas ist wichtig für die Versorgungssicherheit, um die Ab-

hängigkeit von Exporten nicht steigen zu lassen
>   Schiefergas hat die Klimabilanz der USA deutlich verbessert, da weniger 

Kohle verfeuert wird
>   Fracking wird seit Jahrzehnten in Deutschland angewendet – wenn auch in 

anderen Gaslagerstätten – und ist beherrschbar

Die Argumente der Kritiker sind:
>   Chemikalien und Lagerstättenwasser sind eine Gefahr für Grund- und Trink-

wasser
>   Fracking kann Erdstöße verursachen
>   Die für die Gewinnung von Schiefergas weiterentwickelte Fracking-Technik 

bringt neue Risiken mit sich, die noch unzureichend untersucht sind
>   Billige Energie senkt das Interesse an Effi  zienz- und Energiesparmaßnahmen
>   Bohrplätze und Infrastruktur führen zu Flächenverbrauch und negativen 
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Folgen für die Natur
>   Auch Erdgas ist ein fossiler Energieträger, der langfristig durch erneuerbare 

Energien ersetzt werden muss
Eine ausführliche Diskussion dieser Argumente fi ndet sich in einer Stellungnahme 
des Sachverständigenrates für Umweltfragen (SRU 2013).

2. Schiefergasgewinnung mit Fracking - wie funktioniert das?

Bislang waren unkonventionelle Erdgasvorkommen technisch und wirtschaftlich 
nicht förderbar. Erst durch Weiterentwicklung spezieller Bohrtechniken mit horizon-
taler Ablenkung aus einem vertikalen Bohrschacht in Verbindung mit Fracking sind 
diese Vorkommen mit vertretbarem Aufwand zugänglich. Das Unkonventionelle an 
dieser Erdgasgewinnung sind daher die Besonderheiten des Speichergesteins (hohe 
Dichte, geringerer Gasdruck, geringere Migrationsneigung) in Verbindung mit einer 
modifi zierten Fracking-Methode (Abb. 1). Dabei wird eine Tiefenbohrung in die gas-
führenden Sedimentschichten abgeteuft und in der gasführenden Schicht horizon-
tal bis zu einer Länge von mehreren Kilometern abgelenkt. In den Horizontalboh-
rungen werden mechanisch Löcher in die Rohre geschlagen. Anschließend wird un-
ter hohem Druck (bis zu 1.000 Bar) ein Frack-Fluid (eine Mischung aus Wasser und 
Additiven) in den Untergrund gepumpt, um Risse zu erzeugen und für den Abfl uss 
des freigesetzten Gases off enzuhalten.

Abb.1: Fracking-Verfahren                                                                                                                    Quelle: EURACTIV.DE (2012)
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Neben Sand oder Keramikpartikeln werden den Frack-Fluiden in Abhängigkeit von 
den geologischen Bedingungen verschiedene chemische Additive zugesetzt. Der 
Prozess des Aufbrechens des Speichergesteins dauert wenige Stunden. Mit der 
Druckentlastung beginnt die Freiförderphase, in der das Flowback, bestehend aus 
Frack-Fluid und Lagerstättenwasser, an die Oberfl äche gelangt. Mit der Zeit stellt 
sich eine konstante Menge an Flowback ein, in dem der Anteil des Frack-Fluids ge-
genüber dem Lagerstättenwasser abnimmt. Die Menge hängt von der Lagerstätte 
und den geologischen Gegebenheiten ab. Anteile der Frack-Fluide verbleiben dauer-
haft im Boden. Während der Produktionsphase strömt das freigesetzte Gas durch die 
Bohrung an die Oberfl äche und wird dort aufgefangen. Es enthält Feuchtigkeit, die 
übertägig kondensiert und als Teil des Flowback entsorgt werden muss. Der Flow-
back kann entweder an anderer Stelle in den Untergrund verpresst oder aufbereitet 
und wiederverwendet werden. Lagerstättenwasser, das ja auch bei der konventio-
nellen Gasgewinnung anfällt, wird derzeit in Deutschland zumeist in Disposalboh-
rungen oder in alte Produktionsstandorte verpresst (Rosenwinkel et al. 2012b).

3. Potenziale in Deutschland und Europa

Innerhalb von Europa sind nach Studien der Bundesanstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoff e (BGR 2012) und der U.S. Energy Information Administration (EIA 2013) 
die Hauptvorkommen an Schiefergas in Polen, Frankreich, Rumänien und Dänemark 
zu fi nden. Es ist jedoch anzunehmen, dass sich diese Schätzwerte aufgrund von Wis-
senszuwachs verschieben werden, wie bereits an den Veränderungen zwischen 
2011 und 2013 deutlich wird  (Abb. 2).

Abb.2: Technisch förderbare Schiefergasressourcen in Europa, Eigene Darstellung, Datenquelle: EIA (2011, 2013)
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Innerhalb Deutschlands werden nennenswerte Potenziale in Norddeutschland (vor 
allem in Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen) vermutet. Die BGR schätzt die för-
derbaren Schiefergasressourcen Deutschlands im Mittel (etwas höher als die EIA) 
auf etwa 1,3 Billionen Kubikmeter. Sie legt dafür unkonventionelle Erdgasressour-
cen zwischen 6,8 bis 22,6 Billionen Kubikmeter zugrunde und nimmt eine Förder-
quote von 10 Prozent an. Nach dieser Einstufung sind die Schiefergasressourcen in 
Deutschland erheblich größer als die Erdgasressourcen in konventionellen Lager-
stätten (0,02 Billionen Kubikmeter) (Andruleit et al. 2012). Zur Veranschaulichung 
der Mengenverhältnisse wird häufi g das Konzept der statischen Reichweite verwen-
det, bei dem gleichbleibender Verbrauch und eine vollständige Förderung voraus-
gesetzt wird. Die geschätzten technisch förderbaren Schiefergasressourcen von 0,7 
bis 2,3 Billionen Kubikmeter hätten für Deutschland eine statische Reichweite von 
acht bis 27 Jahren.

Allerdings sind in diesen Schätzungen Umweltschutzaufl agen und Ausschlussfl ä-
chen (wie z. B. für den Trinkwasserschutz) nicht berücksichtigt. Die unter den Restrik-
tionen des Umweltschutzes sowie anderweitiger Raumansprüche förderbaren Men-
gen an Erdgas aus unkonventionellen Lagerstätten sind vermutlich deutlich gerin-
ger als die nach bisherigen Kriterien ermittelten Potenziale. Ein weiterer Aspekt, der 
die Marktpotenziale des Schiefergases erheblich einschränken dürfte, ist die Wirt-
schaftlichkeit der Förderung, wenn die Produktion nur unter hohen Umweltaufl agen 
– wie es in Deutschland unstrittig wäre – stattfi nden darf.

4. Risiken

Die Aufsuchung und Gewinnung von Energieträgern stellt immer einen Eingriff  in 
Umwelt und Natur dar. Die unkonventionelle Gasförderung ist mit Umweltbela-
stungen und -risiken sowohl im unmittelbaren Umfeld der Förderanlagen als auch 
im Untergrund verbunden. Der Prozess beginnt mit der Erkundung der Lagerstätte 
durch Tiefbohrungen. Bei Erfolg versprechenden Ergebnissen folgt der Ausbau zur 
Produktionsanlage und nach Ende der Förderung eventuell der Rückbau der tech-
nischen Vorrichtungen. Abbildung 3 zeigt im Überblick die einzelnen Prozessschritte 

Fracking in den USA: Bohrloch nach Entfernung  der 
Fracking-Anlage (Foto: Wikimedia Commons)

Fracking-Bohrstelle in Warren Center, Pennsylvania 
(Foto: Wikimedia Commons)
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der Förderung von Schiefergas und mögliche Umweltbeeinträchtigungen, die von 
unterschiedlicher Eintrittswahrscheinlichkeit, Intensität und Dauer sind.

Bei den für die unkonventionelle Gasförderung erforderlichen Tiefbohrungen wer-
den die oberfl ächennahen Grundwasserschichten, salzhaltige Wasserschichten und 
abdichtende Barriereschichten bis zur gasführenden Gesteinsschicht durchdrun-
gen. Die Bohrungen werden vor der Gasförderung nach den Regeln der Technik, die 
in den Länderverordnungen zu Tiefbohrungen festgelegt sind, abgedichtet, unter 
anderem um hydraulische Kurzschlüsse zu verhindern. Dennoch bestehen Risiken 
für die Verunreinigung von Trink- oder Grundwasser mit Chemikalien oder Lager-
stättenwasser durch die Schaff ung ungewollter Wegsamkeiten, unbekannte geolo-
gische Störungen oder Undichtigkeiten der Bohrungen.

Für die Freisetzung von Schiefergas müssen die Gasspeichersedimentschichten fl ä-
chenhaft aufgebrochen werden. Diese Maßnahme ist unumkehrbar. Sie bedarf des 
Einsatzes von Frack-Fluiden, die unbeabsichtigt negative Auswirkungen an der 
Oberfl äche sowie im Untergrund haben können. Mit dem gewonnenen Schiefergas 

Abb.3: Wirkungen auf und Risiken für Umwelt und Natur bei der Förderung von Schiefergas, Quelle: SRU (2013)
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wird gleichzeitig Lagerstättenwasser gefördert, das entsprechend den hydrogeolo-
gischen Bedingungen hohe Konzentrationen an Salzen, Schwermetallen, fl üchtigen 
Bestandteilen und radioaktiven Substanzen enthalten kann. Diese Stoff e sind hu-
man- und ökotoxisch und dürfen daher weder in das Grundwasser noch in die Ober-
fl ächengewässer oder in die Böden gelangen. Die Entsorgung des Flowback durch 
Verpressung ist daher sehr kritisch zu begleiten und zu überwachen.

Die Errichtung von Bohrplätzen erfordert die Erschließung (Straßen- und Infrastruk-
turausbau) sowie das Versiegeln der Flächen. Dies ist zwangsläufi g mit einer Flä-
cheninanspruchnahme und Eingriff en in Natur und Landschaft verbunden. Der Be-
trieb der Gasförderanlagen bringt Lärm- und Luftschadstoff emissionen mit sich. Die 
Gewinnung von Schiefergas in relevantem Umfang erfordert die Einrichtung zahl-
reicher Bohrplätze. Pro Bohrplatz werden circa zwei bis 3,6 Hektar Fläche benötigt, 
abhängig von der Art der Bohrung und von der jeweiligen Phase (Erkundung, Ge-
winnung). Diese Fläche kann neben dem eigentlichen Bohrplatz, der versiegelt wird, 
Lager- und Stellplätze, Zufahrtsstraßen, Gas- und Fluidleitungen sowie begrünte 
Randfl ächen umfassen. Erfahrungen in den USA zeigen, dass die geförderten Gas-
mengen je Bohrloch mit einem Maximalwert beginnen und innerhalb weniger Jah-
re stark absinken. Dies bedeutet, dass für eine konstante Gesamtfördermenge fort-
laufend neue Bohrplätze erschlossen werden müssen. Dies wird in dicht besiedelten 
Gebieten kaum möglich sein beziehungsweise aufgrund der Flächeninanspruch-
nahme mit starken negativen Folgen für den Naturhaushalt, das Landschaftsbild 
und Erholungsfl ächen verbunden sein (siehe SRU 2013).

Eine belastbare Klimabilanz für Schiefergas, das heißt, welche Mengen an Kohlen-
stoff dioxid-Äquivalenten im Vergleich zu anderen Energieträgern ausgestoßen wer-
den, liegt bisher nicht vor. Zu berücksichtigen ist in einer solchen Bilanzierung unter 
anderem, wie viel Energie bei der Bohrlocherstellung verbraucht wird und wie viel 
Methan, das selbst eine große Klimawirkung hat, bei der Förderung, Aufbereitung 
des Erdgases sowie der Entsorgung des Flowback entweicht.

Regional müssen die kumulierten Auswirkungen der Schiefergasgewinnung (Was-
serentnahme für die Frack-Fluide aus dem Grundwassersystem, Versiegelung und 
Zerschneidung von Flächen, Lärm- und Lichtemissionen usw.) ermittelt werden.

5. Erfahrungen mit Fracking
Langjährige Erfahrungen mit der Gewinnung von Schiefergas mit Hilfe der Fracking-
Technologie liegen bisher nur in den USA vor (Logan 2013). Die technischen, wirt-
schaftlichen und umweltbezogenenen Erfahrungen aus den USA lassen sich al-
lerdings nur sehr begrenzt auf die Vorkommen in Europa übertragen, da sich die 
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geologischen, gesetzlichen und strukturellen (beispielsweise die Bevölkerungsdichte) 
Bedingungen deutlich von den europäischen Rahmenbedingungen unterscheiden. 
Außerhalb der USA werden derzeit in verschiedenen Ländern Probebohrungen durch-
geführt, um die Mengenschätzungen für Schiefergas, die bisher meist auf vermuteten 
geologischen Formationen beruhen, auf eine verlässlichere Datenbasis zu stellen.

Auf der europäischen Ebene sind gegensätzliche Positionen zu beobachten: So ha-
ben einige europäische Staaten (Frankreich, Tschechien, Bulgarien) ein Verbot oder 
ein Moratorium zu Fracking beschlossen. Im Lichte erwarteter energiewirtschaft-
licher Vorteile haben Großbritannien und Rumänien hingegen ihr Moratorium auf-
gegeben. Polen plant erhebliche Investitionen in die Erschließung unkonventio-
neller Gasvorräte.

In Deutschland wird die Fracking-Methode seit den 1960er Jahren in konventio-
nellen Gaslagerschichten eingesetzt, um die Ausbeute in Randbereichen zu erhö-
hen. Erfahrungen bei der Erschließung unkonventioneller Gasvorkommen über 
Horizontalbohrungen liegen nicht vor. Bisher gab es lediglich erste Erkundungs-
bohrungen.

6. Gesetzeslage in Deutschland
Die Aufsuchung und Gewinnung von Bodenschätzen wird in Deutschland über das 
Bundesberggesetz und die gewässerschutzrechtlichen Vorgaben des Wasserhaus-
haltsgesetzes geregelt.

Im Hinblick auf eine mögliche zukünftige generelle Durchführung von Fracking-Vor-
haben fehlt es gegenwärtig an spezifi schen Regelungen, um die zum Teil besonde-
ren Risiken der unkonventionellen Gasgewinnung zu berücksichtigen (Roßnagel et 
al. 2012). Bei Vorhaben zur Förderung von Erdgas aus unkonventionellen Lagerstät-
ten sind in erster Linie bergrechtliche und wasserrechtliche Regelungen sowie das 
Stoff recht und das Bergabfallrecht (Allgemeine Bundesbergverordnung) relevant. 
Zu überlegen ist, inwieweit eine Fortentwicklung des Bergrechts sinnvoll und gebo-
ten ist (Franke 2011). Der näheren Untersuchung und gegebenenfalls Regelung be-
dürfen in jedem Fall die unterschiedlichen Umweltanforderungsniveaus von Berg- 
und Wasserrecht sowie die Konkretisierung der wasserrechtlichen Anforderungen 
im Hinblick auf das Fracking-Verfahren (Gaßner und Buchholz 2013).

Die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP), in deren Rahmen 
Umweltfolgen ermittelt, bewertet, dokumentiert und unter Beteiligung der Öf-
fentlichkeit diskutiert werden, ist derzeit für die Aufsuchung und Gewinnung von 
Schiefergas nicht verpfl ichtend, da die festgelegten Mindestfördervolumen bei der 
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unkonventionellen Erdgasförderung voraussichtlich nicht erreicht werden. Sowohl 
auf europäischer als auch deutscher Ebene sind jedoch kurzfristig Änderungen zu 
erwarten, die vor der Zulassung von Maßnahmen zur Aufsuchung und Gewinnung 
von Erdgas aus unkonventionellen Lagerstätten mittels Fracking eine obligatorische 
UVP und Öff entlichkeitsbeteiligung vorsehen.

7. Fazit

Die Befürworter der Schiefergasförderung in Europa hoff en, dass sich die Eff ekte sin-
kender Preise und steigender Wettbewerbsfähigkeit der USA in Deutschland wieder-
holen könnten. Angesichts der vergleichsweise geringen Mengen an Schiefergas in 
Deutschland sind jedoch sinkende Gaspreise nicht zu erwarten und auch die rückläu-
fi ge Eigenversorgung mit Erdgas wäre nur in geringem Maße abzumildern. Die ver-
besserte Klimabilanz der USA lässt sich tatsächlich auf die zunehmende Substituti-
on von Kohle durch Erdgas zurückführen. Gleichzeitig ist aber aus globaler Klima-
perspektive nur wenig gewonnen, da die Kohle nicht etwa im Boden verbleibt, son-
dern aufgrund der sinkenden inländischen Abnahme als billiger Energieträger mit 
entsprechend steigenden Kohlenstoff dioxid-Emissionen erfolgreich exportiert wird.

Die Risiken einer Grundwassergefährdung durch die Schiefergasgewinnung oder 
ein ungewollter Ausstoß von Klimagasen sind real, lassen sich aber voraussichtlich 
mit weitergehender Forschung, hohen Umweltaufl agen und Überwachung beherr-
schen. Folgen, wie Flächenversiegelung oder der Verlust von Natur- und Erholungs-
räumen, lassen sich jedoch nicht verhindern. Hier bedarf es einer sorgfältigen Ab-
wägung von Kosten und Nutzen der Schiefergasgewinnung. Es bestehen erhebliche 
Wissenslücken über die Umweltwirkungen, die vor einer kommerziellen Nutzung 
mit repräsentativen Pilotprojekten geschlossen werden müssen.

Unter den Voraussetzungen der Energiewende ist Schiefergas entbehrlich, da es nicht 
kurzfristig zur Verfügung steht und der Gasbedarf mittelfristig abnehmen wird.
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Irina Gretschuchina, Olga Kudrjawzewa  |  Braunkohle in 
Deutschland: Pro und Contra 

Die Rolle der Braunkohle bei der Energieversorgung Deutschlands stellt eine durch-
aus strittige Frage dar. Einerseits ist die Braunkohle die einzige Energieressource des 
Landes, die noch für viele zukünftige Generationen in ausreichender Menge vorhan-
den sein wird. Sie hat einen konstanten Preis und ist nicht von der Konjunktur aus-
ländischer Energiemärkte abhängig. Außerdem sind alle sogenannten alternativen 
Energiequellen, die es zum jetzigen Zeitpunkt gibt, im Verhältnis teurer, und ihre 
Nutzung verstärkt die Importabhängigkeit der deutschen Wirtschaft sowie die Ab-
wanderung von Investitionen und Arbeitsplätzen. So ist die Braunkohle ein äußerst 
wichtiger Faktor für die Konkurrenzfähigkeit Deutschlands und ein Garant für die En-
ergiesicherheit des Landes. Auf der anderen Seite hat die Kohleindustrie eine Viel-
zahl negativer sozial-ökonomischer und ökologischer Konsequenzen: Die reihen-
weise Zerstörung von Dörfern und die Umsiedlung von Menschen, der Anstieg von 
Krankheiten und der Sterblichkeit infolge der Freisetzung von Feinstaub und Strah-
lung, der gewaltige CO2-Ausstoß, das Absenken und die Verschmutzung des Grund-
wassers, der Verlust von Biodiversität – dies ist nur eine unvollständige Aufzählung 
der Nachteile der Braunkohlenutzung, ohne die sie leider nicht denkbar ist. Somit 
fi nden sich in einer Waagschale der nationale Wohlstand, in der anderen Privatin-
teressen, die Gesundheit der Bevölkerung, der Schutz von Klima und Ökosystemen 
usw. Bis heute spielt der Faktor des nationalen Wohlstands in diesem Dilemma die 
entscheidende Rolle.

Braunkohle in der Energiebilanz Deutschlands
Deutschland bezieht seine Energie aus verschiedenen Quellen: fossile Energieträger 
(Kohle, Erdöl, Erdgas), Uran und seit geraumer Zeit auch erneuerbare Energiequel-
len (Abb. 1). Je vielfältiger der Energiemix ist, umso stabiler und zuverlässiger erfolgt 
die Energieversorgung. Sonne, Wind, Wasser, Biomasse, Geothermie und Braunkohle 
stellen eigene Energieressourcen Deutschlands dar, wohingegen Gas, Öl, Steinkoh-
le und Uran importiert werden müssen. In den vergangenen Jahren wuchs die inter-
nationale Konkurrenz um diese fossilen Energieträger. Schwellenländer, allen voran 
China, Indien und Brasilien, haben aufgrund ihres schnellen Bevölkerungs- und Wirt-
schaftswachstums eine stetig wachsende Nachfrage nach Energieressourcen. Dies 
wirkt sich entsprechend auf die Preise auf den Energiemärkten aus. Noch größere 
Besorgnis jedoch ruft die mögliche politische Manipulation der öl- und gasexportie-
renden Länder hervor. Zu guter Letzt rückt auch das Problem des Klimawandels im-
mer stärker auf die Tagesordnung.



49

                      Energiebilanz                                                              Stromerzeugung  

Abb.1: Energiebilanz und Stromerzeugung Deutschlands 2012    Quelle: AG Energiebilanzen, BMU, Stand 03/2013 

2011 wurden 80 Prozent der Elektroenergie in Deutschland aus fossilen Energieträ-
gern und Kernenergie erzeugt. Die Braunkohle hatte dabei einen Anteil von 25 Pro-
zent; 20 Prozent der Elektroenergie stammten aus erneuerbaren Quellen[2].

Braunkohle in Deutschland: Potentiale und Risiken
Braunkohle kommt in Deutschland hauptsächlich in drei Regionen vor: im Rhei-
nischen Revier, in der Lausitz sowie in der Region zwischen Helmstedt und Leipzig/
Halle (Mitteldeutschland). Das Rheinische Revier liegt zwischen drei Städten – Köln, 
Aachen und Mönchengladbach – und stellt die größte zusammenhängende Braun-
kohlenlagerstätte Europas dar. Die Förderung erfolgt dort in drei Tagebauen: Inden, 
Hambach und Garzweiler. Die Gesamtabbaufl äche in Garzweiler beträgt 114 Qua-
dratkilometer, davon befi nden sich 48 Quadratkilometer im Tagebau Garzweiler II, 
wo der Konzern RWE bis 2045 1,2 Milliarden Tonnen Braunkohle abbauen will[11]. 
(Abb.2 Seite 50)
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derzeitige Fördermenge reicht für die kommenden 25 bis 40 Jahre, die Förderung 
aus den bereits erkundeten, weiteren Lagerstätten soll mindestens für die nächsten 
200 Jahre ausreichend sein[2].

Durch die ausgereifte Technologie von Kohleförderung und Kraftwerksnutzung sind 
Unterbrechungen in der Energieversorgung praktisch ausgeschlossen. Dank der geo-
grafi schen Nähe von Tagebauen und Kraftwerken wird die staatliche Transport-
infrastruktur (Straßen und Eisenbahnlinien) nicht belastet, und das Risiko von Trans-
portunfällen, die bei Öl- und Gasleitungen nicht selten auftreten, wird minimiert.

Daneben benötigt die Braunkohle keine staatlichen Subventionen und hat im Ge-
gensatz zu Öl und Gas einen stabilen Preis.

Flexible Nutzung
In älteren Kraftwerken gab es drei Hauptarten der Leistungserzeugung: Grund-, Mit-
tel- und Spitzenlast. Im Zuge der Entwicklung der erneuerbaren Energien, ange-
sichts ihres steigenden Anteils an der Stromerzeugung sowie aufgrund der Tatsa-
che, dass ‚ökologische‘ Energie Vorrang bei der Einspeisung in die Stromnetze hat, 
ändert sich die Art der Nutzung traditioneller Kraftwerke in der letzten Zeit stark. Die 
wichtigste Anforderung an Kraftwerke ist heute die Flexibilität beim Betrieb, um eine 
lückenlose Erzeugung von elektrischer Energie sicherzustellen und eine Auslastung 
der Netze auch dann zu gewährleisten, wenn es gerade keine Sonne und keinen 
Wind gibt. Moderne Kohlekraftwerke entsprechen diesem Anspruch. Sie arbeiten 
auf Grundlage von Technologien, die eine schnellstmögliche Anpassung an Schwan-
kungen der Netzauslastung erlauben. Dank computergesteuerter Regelungstechnik 
lässt sich die Fahrweise eines Kraftwerks schnell ändern. So können beispielsweise 
Kohlekraftwerke vom Typ BoA 2 und 3 innerhalb von 15 Minuten 1.000 Megawatt an 
Leistung erzeugen. Dadurch sind sie in der Lage, innerhalb einer Viertelstunde ein 

Abb.2: Anteil der Fördermenge von Braunkohle in den Regionen Deutschlands (Statistisches Bundesamt, eigene Darstellung)
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Energiedefi zit auszugleichen, das entsteht, wenn ein Park von 400 Windkraftanlagen 
aufgrund völliger Windstille die nötige Energiemenge nicht erzeugen kann. Auf die-
se Weise wird Kohleenergie zum besten Partner der erneuerbaren Energien[12].

Eine Möglichkeit für große Investitionen
Die Erzeugung von 150 Milliarden Kilowatt Elektroenergie mithilfe von Kohlekraft-
werken entspricht in Deutschland der Schaff ung eines jährlichen Mehrwerts von sie-
ben Milliarden Euro. Die Gesamtmenge an festem Brennstoff , die in allen Förderstät-
ten abgebaut wird, hat einen Wert von circa 800 Millionen Euro[2]. So erzielen Koh-
leunternehmen jedes Jahr hohe Gewinne, was ihnen die fi nanzielle Möglichkeit gibt, 
in den Bau von modernsten Kraftwerken und in die Modernisierung bestehender 
Kraftwerke zu investieren.

Schaff ung von Arbeitsplätzen
In der Braunkohlenförderung sowie in Kohlekraftwerken sind circa 23.000 Menschen 
beschäftigt. Die Hälfte davon arbeitet in den Tagebauen im Rheinischen Revier, etwa 
35 Prozent in der Lausitz und 13 Prozent in Mitteldeutschland[2].

Studien zufolge kommen auf jeden Angestellten in der Kohleindustrie zwei Ange-
stellte in der Zulieferindustrie sowie im Bereich des Endverbrauchermarktes. Aus-
gehend von dieser Zahl kann man sagen, dass in Deutschland 86.000 Arbeitsplätze 
direkt oder indirekt mit der Kohleindustrie zusammenhängen[12].

Man darf jedoch auch die negativen Folgen der Kohle auf die regionalen Arbeits-
märkte nicht vergessen. So ist insbesondere ein Anstieg der Arbeitslosigkeit im 
Dienstleistungsgewerbe (in den Bereichen Tourismus und hauswirtschaftliche 
Dienstleistungen) sowie in der Landwirtschaft zu verzeichnen.

In wirtschaftlich schwachen Regionen der Lausitz, in Mitteldeutschland und in der 
Region um Helmstedt stellen die Einkommen, die durch die Kohleindustrie gene-
riert werden, einen bedeutenden Wohlstandsfaktor dar. Da Privateinkommen auch 
unmittelbar in den Regionen umgesetzt werden, entstehen lokale Wirtschaftskreis-
läufe. Um normal funktionieren zu können, benötigt die Kohleindustrie fi nanzielle 
Ressourcen, technische Anlagen, Rohstoff e und andere Materialien sowie Dienst-
leistungen. Ein Großteil dieser Investitionen bleibt in den Regionen und stärkt 
deren Wirtschaft.
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Argumente ‚dagegen‘
Umsiedelungen und ihre sozio-ökonomischen Folgen
Braunkohlenförderung ist nicht möglich ohne einen Eingriff  in den Lebensraum der 
Menschen. Im Zuge von Zwangsumsiedlungen brechen entwickelte kommunale 
Strukturen zusammen, familiäre Bindungen und ganze Gemeinden werden zer-
stört. Damit opfert man lebendige wirtschaftliche und soziale Systeme einem an-
geblichen allgemeinen Wohlstand.

Wenn es nötig ist, werden die Umzusiedelnden mithilfe staatlicher Maßnahmen 
zwangsenteignet. Der unumkehrbare und nicht wiedergutzumachende Verlust des 
Elternhauses kann in keiner Weise durch die Ausgleichszahlungen, welche die Um-
siedler von den Energieunternehmen erhalten, aufgewogen werden.

Es gibt keine Maßnahmen zur sozialen Unterstützung der Umsiedler. So verlieren die 
Menschen nicht nur ihre Immobilien, sondern müssen den Bau eines neuen Hauses 
sogar mithilfe eigener Ersparnisse oder Kredite fi nanzieren.

Der Abbau der Braunkohle führt bereits lange vor Beginn der eigentlichen Förde-
rung zu einer Entwertung von Eigentum, die leider nicht auf das Tagebaugebiet be-
grenzt ist. Menschen ziehen nicht in Regionen, die für die Kohleindustrie potenziell 
von Interesse sind. Auch Firmen siedeln sich dort nicht an. Viele Einwohner und Un-
ternehmen verlassen solche Regionen aus Angst vor einer möglichen Umsiedlung. 
Infolge dessen fallen die Immobilienpreise, und es kommt zu einer wirtschaftlichen 
Stagnation. Zudem führt das Absenken des Grundwassers zu Gebäudeschäden, was 
sich ebenfalls negativ auf deren Preis auswirkt [15].

Die Braunkohleförderung in Deutschland begann im großen Umfang in den 1950er 
Jahren, nach dem Zweiten Weltkrieg. Seitdem sind ihr etwa 300 Dörfer zum Opfer 
gefallen. Allein im Rheingebiet wurden circa 35.000 Menschen umgesiedelt. In den 
vergangenen 60 Jahren hat das Problem der Zwangsumsiedlungen nicht an Schärfe 
und Aktualität verloren. Das Unternehmen RWE Power plant bis 2045 1,3 Milliarden 
Tonnen Braunkohle abzubauen und dafür den Tagebau Garzweiler II bis auf 48 Qua-
dratkilometer zu erweitern. Der Preis dafür ist die Zerstörung von 18 Dörfern und 
die Umsiedlung von 7.600 Menschen. In Ostdeutschland wiederum beabsichtigt der 
Konzern Vattenfall bis 2020 einen verstärkten Abbau der Lagerstätten in der Lausitz, 
wofür weitere 5.000 Menschen ihre Heimatorte verlassen müssen[7].

In der Regel erfolgen die Umsiedlungen gegen den Willen der Menschen. Eigentlich 
ist das Recht auf Privateigentum Bestandteil des Grundgesetzes, aber ‚zum Wohle 
der Allgemeinheit‘ darf der Staat auch auf Eigentum zugreifen. Es gab noch keinen 
Fall, in dem die großen Energiekonzerne nicht auch eine Stärkung des Gemeinwohls 
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als Begründung für ihre Projekte anführten. Bis Dezember 2013 konnten die Bürger 
erst dann gerichtlich gegen eine Zwangsumsiedlung vorgehen, wenn ein Projekt 
bereits bestätigt war, also wenn der Kohlebagger buchstäblich schon vor ihrer Tür 
stand. Dies war die übliche Vorgehensweise, auch wenn Planungsprozesse für den 
Kohleabbau bereits Jahre vor der offi  ziellen Bekanntgabe begannen und die Not-
wendigkeit von Umsiedlungen bereits zu einem frühen Zeitpunkt diskutiert wur-
de. Im Dezember 2013 kam es dann zu einem denkwürdigen Ereignis: Das Bundes-
verfassungsgericht fällte im Fall eines Bewohners des kleinen Dorfes Immerath (Ta-
gebau Garzweiler) ein Urteil. Dieser verteidigte bereits seit zehn Jahren sein ‚Grund-
recht auf Heimat‘ und weigerte sich, sein Elternhaus zu verlassen. Die Entscheidung 
des Gerichts erfolgte zu seinen Ungunsten. Es wurde jedoch festgelegt, dass die pri-
vaten Interessen der Bürger schon in der Frühphase der Planung der Kohleförde-
rung beachtet werden müssen. Damit erweiterte und stärkte das Gericht die Rech-
te der Bürger in Entscheidungsprozessen bezüglich Zwangsumsiedlungen[5]. Dieses 
Urteil ist noch ganz jung, hat jedoch schon heute viele Konsequenzen. So gefähr-
den bereits jetzt neue Gerichtsverfahren die Pläne Vattenfalls, den Tagebau Welzow-
Süd zu erweitern, denn damit geht die Umsiedlung von 800 Menschen bis zum Jahr 
2020 einher. Mehr als 120.000 Menschen schickten bereits Protestbriefe an die für 
den Abbau zuständigen Behörden. Ermöglicht wurde dies vor allem durch die Un-
terstützung der Umweltorganisation GRÜNE LIGA, die eine Internetplattform zum 
Sammeln der Briefe bereitstellte. So kam es zu der in Deutschland bislang erfolg-
reichsten Unterschriftenaktion gegen eine Zwangsumsiedlung[18]. Entgegen den 
Plänen Vattenfalls und den Erwartungen der lokalen Braunkohlelobby wurde das 
Projekt bis heute nicht bestätigt. Der Unmut der Öff entlichkeit gegenüber Zwangs-
umsiedlungen drückt sich jedoch nicht nur in Klagen und Unterschriftenaktionen 
aus. Aktivisten unterschiedlicher Umweltorganisationen, darunter Greenpeace, 
Klima-Allianz, BUND, Robin Wood, Dorf-Kohle-Umwelt und andere, führen regel-
mäßig Veranstaltungen und Demonstrationen durch und blockieren die Kohleför-
derung. So nahmen im Sommer 2013 bereits zum siebenten Mal in Folge tausen-
de Menschen an einem Sternmarsch teil, um gegen den Abbau im Tagebau Jänsch-
walde-Nord (Lausitz) zu protestieren[17]. Greenpeace-Aktivisten blockierten schon 
mehrfach die Transportgleise in den Tagebauen Welzow und Garzweiler II und ver-
ursachten dadurch erhebliche Arbeitsunterbrechungen in den Kraftwerken von 
Vattenfall und RWE. Dutzende Teilnehmer der Aktionen wurden zu Ordnungsstra-
fen verurteilt[14].

Die Protestaktionen richten sich nicht nur gegen die Zwangsumsiedlungen: Die 
Bürger fordern ungehinderten und kostenlosen Zugang zu umweltrelevanten Da-
ten, um gerechte Ausgangsbedingungen für jene zu schaff en, die aufgrund der 
Kohleindustrie in unterschiedlichster Weise Schaden erleiden (Beschädigung des 
Eigentums, Gebäudeschäden aufgrund der Grundwasserabsenkung usw.). Laut 
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geltendem Gesetz müssen die Geschädigten den Energieunternehmen selbst be-
weisen, dass die Schäden an ihrem Eigentum auf die Tätigkeit Letzterer zurückzu-
führen sind. Ein weiterer, häufi ger Grund für Bürgerproteste ist die geplante Lage-
rung von Kohlenstoff  in der Nähe von Siedlungen (ein aktuelles Beispiel ist der 
Protest gegen einen geplanten Kohlenstoff dioxid-Speicher nahe der Gemeinde 
Jänschwalde). Insgesamt ist festzuhalten, dass die Proteste nicht ungehört verhal-
len, sondern sogar positive Auswirkungen haben, wenngleich nicht so starke, wie 
sich die Bürger das wünschen. Nach Ansicht von Experten kann die erkennbare Ten-
denz zur Stärkung von Bürgerrechten in Bezug auf Zwangsumsiedlungen die Bür-
gerbewegung in Zukunft tatsächlich zu einer Kraft werden lassen, die Einfl uss auf 
die Entscheidungen von Kohlekonzernen haben wird[7].

Negativer Einfl uss auf die Gesundheit der Bevölkerung
Die Kohleindustrie beinhaltet zahlreiche Risiken für die Gesundheit der Bevölkerung 
in den Fördergebieten. Bei der Verbrennung von Braunkohle entstehen schädliche 
Stoff e wie Kohlenmonoxid, Schwefeloxide sowie Feinstaub. Letzterer besteht aus 
sehr kleinen, unsichtbaren Partikeln, die in die Lunge, das Lymphsystem und den 
Blutkreislauf gelangen und Erkrankungen der Atemwege (Asthma, Bronchitis), Herz-
Kreislauf- sowie Krebserkrankungen verursachen können[2]. Selbst modernste Filter 
in den Kohlekraftwerken können den Austritt von Feinstaub nicht verhindern. Au-
ßerdem werden bei der Braunkohleförderung radioaktive Elemente (Thorium, Uran) 
freigesetzt. Jede Tonne freigelegten Gesteins, das unter den Lagerstätten Garzwei-
ler, Hambach und Inden liegt, enthält etwa 0,8 Gramm Uran. Jährlich entstehen ins-
gesamt 460 Millionen Tonnen Abraum. Mit anderen Worten, es werden 368 Ton-
nen Uran freigelegt. Über den Feinstaub gelangen radioaktive Substanzen in den 
menschlichen Organismus und können dort eine Vielzahl negativer Folgen für die 
Gesundheit haben[3].

Folgen für die Umwelt
STARKE KOHLENSTOFFDIOXID-EMISSIONEN. Braunkohle besteht je etwa zur Hälfte 
aus Wasser und aus Kohlenstoff , daher wird bei ihrer Verbrennung eine große Men-
ge an Kohlendioxid freigesetzt. Dieser Prozess ist technologisch bedingt und kann 

Braunkohletagebau Garzweiler in Nordrhein-Westfalen (Foto: Wikimedia Commons) 
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nicht verhindert werden. Man kann ihn lediglich mithilfe eff ektiverer Kraftwerke ver-
ringern. Im Schnitt verursacht ein Braunkohlekraftwerk einen Ausstoß von einem 
Kilogramm Kohlenstoff dioxid pro Kilowatt Energie – weitaus mehr also als Gas- oder 
Steinkohlekraftwerke. Bekanntermaßen wirken sich diese Emissionen äußerst nega-
tiv auf das Klima aus.

Um den Kohlendioxidausstoß zu verringern, müssen zunächst moderne Kraftwerke 
gebaut werden, denn die alten Anlagen produzieren weitaus mehr Kohlenstoff dio-
xid. Dabei darf man jedoch nicht vergessen, dass die Entwicklung und der Bau eines 
neuen Kraftwerks zehn Jahre dauern. Außerdem sind die Emissionen auch bei mo-
dernsten Kraftwerken immer noch hoch. Eine eff ektive Lösung dieses Problems 
könnte die Technologie der Kohlenstoff dioxid-Abscheidung und -Speicherung (CCS 
– Carbon Dioxide Capture and Storage) sein. Bislang wurde jedoch erst ein Projekt 
mit dieser Technologie in Brandenburg umgesetzt. Aufgrund fehlender Gesetze zur 
Regulierung der CCS-Technologie und des Unmuts in der Bevölkerung, die sich ge-
gen den Bau von Kohlenstoff dioxid-Lagerstätten in der Nähe von Siedlungen aus-
spricht, ist unklar, wann und ob überhaupt diese Technologie im großen Maßstab 
angewendet werden kann. Natürlich würde auch dieser Ansatz das Problem des Kli-
mawandels nicht lösen. Er könnte aber eine Übergangstechnologie darstellen, eine 
Art Brücke, mit deren Hilfe man die nötige Zeit gewinnen könnte, um einen eff ektiven 
und ausreichend großen Park an Kraftwerken auf Basis erneuerbarer Energiequellen 
aufzubauen, die langfristig die Kohlekraftwerke vollständig ersetzen können[3].

ABSENKEN DES GRUNDWASSERSPIEGELS. Die Förderung von Braunkohle im Tagebau 
erfordert das Absenken von Grund- und Schichtenwasser im Förderbereich bis un-
ter das tiefste Kohlefl öz, das abgebaut werden soll (Sümpfung). In Abhängigkeit 
von der Abbautiefe kann die Absenkung des Grundwassers bis zu 450 Meter betra-
gen. Da es aus hydrogeologischen und technischen Gründen nicht möglich ist, das 
Wasser nur im Tagebau selbst zu entfernen, erfolgt die Absenkung auch in den um-
liegenden Gebieten in einem Radius von 50 Kilometer. Dies hat vor allem negative 
Folgen für die Wasserwirtschaft. Die natürlichen Systeme von Gewässern und 
Feuchtbiotopen werden zerstört, und das Grundwasser geht auf lange Zeit verloren, 

Braunkohletagebau Welzow-Süd in Brandenburg: 
Förderband (Foto: Deutsch-Russischer Austausch e.V.)

Absetzbagger zur Entfernung der obersten Bodenschicht
(Foto: Deutsch-Russischer Austausch e.V.)
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wodurch die Biodiversität beeinträchtigt wird. Die Probleme für die Wasserversor-
gung, die dadurch entstehen, erfordern die Verlegung kilometerlanger Leitungen 
zur Versorgung der Bevölkerung und der Industrie mit Trinkwasser, wobei die ent-
stehenden Mehrkosten auf den Endverbraucher umgelegt werden. Zur Trocken-
legung der Tagebaue werden hunderte von Pumpen eingesetzt. Jährlich müssen 
circa 540 Millionen Kubikmeter Grundwasser abgepumpt werden. Zum Vergleich: 
Die Stadt Mönchengladbach (250.000 Einwohner) hat einen jährlichen Wasserver-
brauch von 30 Millionen Kubikmetern [3].

OXIDATION VON SCHWEFELKIES. Der in den Kohlelagerstätten enthaltene Schwe-
felkies oxidiert während der Förderung. Dabei können große Mengen an Säuren, 
wEisen und Sulfat entstehen. Reagieren diese leicht freisetzbaren schwefelhaltigen 
Verbindungen mit Sauerstoff  und wird der Tagebau nach Abschluss der Abraumar-
beiten von Grundwasser durchspült, so gelangen schädliche Stoff e in das unterhalb 
der Lagerstätte anliegende Gestein und fügen dem Boden und ganz besonders dem 
Grundwasser Schaden zu. Das Wasser wird dadurch unbrauchbar. Eine mögliche Lö-
sung für dieses Problem ist die künstliche Zugabe von Kalk, der die freigesetzten 
Säuren binden und dadurch das Grundwasser schützen würde. Diese Prozedur ist 
aber sehr teuer, und da es keine Gesetze und Vorschriften diesbezüglich gibt, ver-
zichten Kohleunternehmen in der Regel darauf[2].

VERLUST VON NATÜRLICHEN LANDSCHAFTEN UND BIODIVERSITÄT. Kohleförderung im 
Tagebau führt zur Zerstörung und zum Verlust von jahrhundertealten Kultur- und 
Naturlandschaften. Nach Abschluss der Arbeiten dauert es Jahrzehnte, bis die Land-
schaft zumindest einigermaßen wiederhergestellt ist. Im Rahmen von Rekultivie-
rungsmaßnahmen werden Tagebaue meist gefl utet und somit zu Seen, was jedoch 
ebenfalls Jahrzehnte in Anspruch nimmt. Der Wasserhaushalt dieser neu entstan-
denen Seen ist empfi ndlich, da sie keinen natürlichen Zu- und Abfl uss haben und 
das Milieu durch die metallhaltigen Verunreinigungen, die auf den Kohleabbau zu-
rückzuführen sind, sowie den geringen Sauerstoff gehalt des Wassers für höhere 
Organismen ungeeignet ist. Die Folge sind wertlose Monokulturen mit einer ar-
tenarmen Flora und Fauna. Es ist unmöglich, die Biodiversität, die vor dem Abbau 
existiert hat, wieder herzustellen.

Entwicklungsprognose für die Kohleenergie
Das Institut für Energiewirtschaft und Rationelle Energieanwendung (IER) der Universität 
Stuttgart stellte 2012 seine Studie zur Zukunft der Kohleenergie in Deutschland im Kontext 
der europäischen und nationalen Klimapolitik vor[6]. Danach werden die Weiterentwick-
lung der erneuerbaren Energien und die wachsende Energieeffi  zienz bis 2030 zu einer Ver-
ringerung der Nutzung fossiler Energieträger um 28 % im Vergleich zu 2010 führen. (Abb.3)
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Dies betriff t insbesondere Erdgas und Steinkohle, deren Importe um 50 beziehungs-
weise 40 Prozent zurückgehen wird. Der Primärenergiebedarf an Braunkohle wird je-
doch ungefähr gleich bleiben. (Abb.4)

Abb.4: Struktur des Energiebedarfs in Deutschland von 2010–2030 - Anteile in Prozent                     Quelle: IER 2012

Laut der Studie des IER wird die Nachfrage nach Braunkohle im Jahr 2030 160 bis 
170 Millionen Tonnen jährlich betragen. Aufgrund des sinkenden Primärenergiebe-
darfs wächst der proportionale Anteil der Braunkohle am Energiemix Deutschlands 
bis 2030 von elf auf 14 Prozent. (Abb.5)

Diese Tendenzen sind in erster Linie bedingt durch die Notwendigkeit, im Zuge des 
Ausbaus der erneuerbaren Energien eine lückenlose Energieversorgung sicher-
zustellen. Die Erhöhung des Anteils der Erneuerbaren am Energiemix des Landes 
soll mit einem Rückgang der Nutzung fossiler Energieträger, besonders Erdgas und 

Importe Energieträger und Strom 
aus nicht erneuerbaren Quellen

Importe Energieträger und Strom 
aus erneuerbaren Quellen

Sonstige heimische Energieträger

Inlandsgewinnung Erneuerbare

Inlandsgewinnung Braunkohle

Abb.5: Dynamik der Braunkohlenförderung 
(Millionen Tonnen) in Deutschland von 2010 bis 2030
Quelle: Statistik der Kohlenwirtschaft / IER 2012

Abb.3: Dynamik des Primärenergiebedarfs (PJ) 2000-2030     
Quelle: BMU / BMWi, 2010
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Steinkohle, einhergehen, denn deren Import stellt ein Risiko für die Energiesicher-
heit Deutschlands dar. Da die Produktion umweltfreundlicher Elektroenergie je-
doch noch lange nicht stabil funktionieren wird, muss es einen zuverlässigen tra-
ditionellen Marktteilnehmer geben, der Schwankungen im Netz ausgleichen kann. 
Diese Rolle wird derzeit der ‚braunen‘ Energie zuteil. Moderne Kohlekraftwerke kön-
nen ihre Energieerzeugung innerhalb einer Minute um drei Prozent ändern. Bei ei-
ner Minimalauslastung von 40 Prozent werden sie zukünftig einen wichtigen Stabi-
lisierungsfaktor für das System darstellen.

Es wird außerdem erwartet, dass die Nutzung der Braunkohle einen positiven Ein-
fl uss auf den Energiepreis haben wird, was sich auch günstig auf andere makroöko-
nomische Faktoren, wie Beschäftigung und Wirtschaftswachstum, auswirken wird. 
Laut Prognosen wird die Kohleenergie bis 2030 ein kumulatives Wachstum des Brut-
toinlandsprodukts von 340 Milliarden Euro und einen Anstieg der Beschäftigungs-
zahlen um 180.000 Arbeitsplätze ermöglichen.

Damit bleibt die ‚braune‘ Energie mittelfristig konkurrenzfähig, und das sogar vor 
dem Hintergrund, dass Deutschland nationale und europäische Klimaziele in Hin-
blick auf eine Verringerung des Ausstoßes von Treibhausgasen verfolgt. Braunkohle 
stabilisiert das Energieangebot und wird weiterhin die Energiesicherheit des Landes 
gewährleisten.
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8. FEBRUAR Die Moskauer Staatsanwaltschaft hat den Bau von Pri-
vathäusern im Stadtpark  von Wysokowsk in der Region Klinsk als 
illegal erklärt. Im Verlauf des vorangegangenen Jahres hatten Ein-
wohner der Stadt mehrfach auf Kundgebungen und bei Protestak-
tionen gefordert, ein Verwaltungsverfahren gegen die Bauherren 
zu eröff nen. 

9. FEBRUAR In Kudepsta fand eine mit den Behörden abgestimmte 
Demonstration gegen das Kudepsta-Wärmekraftwerk und die Be-
bauung des Naherholungsgebiets statt. Etwa dreihundert Men-
schen verfassten eine Petition mit dem Aufruf, die lokalen ökolo-
gischen und sozialen Probleme zu lösen. 

16. FEBRUAR In Balaschicha beteiligten sich über 1.000 Menschen 
an einem stadtweiten Protestmarsch mit einer Kundgebung 
gegen die Verabschiedung des neuen Generalplans zur Stadtent-
wicklung, der eine Gebietserweiterung für Neubauten und die 
Zerstörung von Grünfl ächen vorsieht. 

24. FEBRUAR In Moskau hielten mehrere Dutzend Menschen eine 
Kundgebung der ‚Wütenden Einwohner‘ zum Schutz der Ökologie 
ihrer Stadt und der Moskauer Region ab. Ihr Forderungskatalog 
enthielt ein Abholzungsverbot in besonders sensiblen Natur-
schutzgebieten, sowie die Einstellung des Verfahrens gegen 
Tatjana Pawlowa und anderen Schützern des Seljatino-Waldes. 

24. FEBRUAR In St. Petersburg kamen etwa 500 Menschen zu einer 
Kundgebung gegen die Bebauung des Farforow-Friedhofs und der 
umgebenden Parkanlage. Dort ist die Errichtung eines großen Ein-
kaufszentrums geplant.

10. MÄRZ Etwa 5.000 Menschen nahmen in Nowochopjorsk an ei-
ner Kundgebung gegen die Erschließung von Nickellagerstätten 
in der Schwarzerde-Region teil. Die Petition, in der ein Abbauver-
bot von Buntmetallen gefordert wird, wurde von 3.500 Teilneh-
mern unterschrieben.
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19. MÄRZ Greenpeace übergab dem Vorzimmer des Präsidenten 
der Russischen Föderation ein Schreiben mit der Bitte, schnelle
Maßnahmen gegen die Brandstiftung an ausgetrockneten Wie-
sen einzuleiten. Der Brief mit fast 87.000 Unterschriften ist Teil des 
Greenpeace-Programms ‚Frühling ohne Feuer‘.

23. MÄRZ In St. Petersburg hielten Aktivisten der Bewegung ‚Ret-
ten wir den Siwerskij Wald‘ auf dem Marsfeld eine Mahnwache 
im Rahmen einer gesellschaftlichen Demonstration und Kundge-
bung ab. Sie forderten ein Bauverbot auf Waldfl ächen sowie ein 
Ende der Tatenlosigkeit der regionalen Staatsanwaltschaft.

24. MÄRZ Im Dorf Slawjanka im Gebiet Primorje versammelten sich 
etwa 1.000 Einwohner zu einer Kundgebung gegen den Bau eines 
Kohleterminals. Der Kohlestaub würde der Gesundheit der Men-
schen ebenso wie dem Naturschutzgebiet schaden.

30. MÄRZ Im Dorf Seljatino versammelten sich 500 Menschen zu 
einer Kundgebung zum  Schutz des Seljatino-Waldes, der für die 
Errichtung von Wohnvierteln abgeholzt werden soll. Die Bewoh-
ner stimmten einer Petition zu, die den Vorschlag enthält, die Fra-
ge der Bebauung auf einer Einwohnerversammlung oder in Form 
eines Referendums zu klären.

12. APRIL Das Verwaltungsgericht der Leningrader Region hat der 
Fabrik KPO verboten, Abfälle auf der Mülldeponie an der Wolchon-
sker Landstraße zu disponieren. Wenige Tage vor dieser Entschei-
dung veranstalteten Einwohner der Stadt Puschkin eine Kundge-
bung und sammelten 500 Unterschriften für die Schließung der 
Wolchonsker Mülldeponie. Der von ihr ausgehende Rauch hatte 
der Umwelt und der Gesundheit der Einwohner schweren Schaden 
zugefügt. 

2O. APRIL In St. Petersburg fand eine Kundgebung zum Schutz des 
Malinowka Parks statt, der einzigen großen Grünfl äche im Kalinin-
grad-Viertel. Die Einwohner wehrten sich gegen den geplanten 
Bau einer orthodoxen Kirche auf einer Fläche von zwei Hektar des 
Parks. Als Ergebnis der Kundgebung entstand eine Petition mit 
Forderungen an die Behörden. 
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Am 21. APRIL fand eine internationale Solidaritätsaktion mit der 
Umweltbewegung ‚Zum Schutze Chopjors‘ statt, die sich gegen 
den Abbau von Nickel im Schwarzerde-Gürtel einsetzt. Einzelne 
Mahnwachen gab es nicht nur in Russland, sondern auch in Pa-
ris, Berlin und Genf. Große Kundgebungen fanden in Woronesch 
und zum ersten Mal in Moskau statt. An der Kundgebung in Woro-
nesch nahmen mehrere tausend Menschen teil.

25. APRIL In Moskau wurden drei Greenpeace-Aktivisten in weißen 
Eisbärkostümen wegen ihres Protestes vor dem Büro der norwe-
gischen Ölfi rma Statoil festgenommen. Die Verhafteten ketteten 
sich an Ölfässer und riefen Losungen zum Schutz der Arktis. Im Mai 
2012 hatte Statoil mit ihrem russischen Partner Rosneft eine Ver-
einbarung über die gemeinsame Ölförderung unterschrieben.

27. UND 28. APRIL Mehr als 70 Städte nahmen an der russlandwei-
ten Aktion ‚Russland ohne Grausamkeit‘ teil. Tierschützer for-
derten auf Kundgebungen und Wohltätigkeitsveranstaltungen, 
herrenlose Tiere nicht länger abzuschießen. Darüber hinaus 
sammelten sie Unterschriften gegen das Gesetzesvorhaben ‚Über 
den verantwortungsvollen Umgang mit Tieren‘ des Abgeordne-
ten Schingarkin, der die Tötung von Straßenhunden legalisieren 
möchte.

28. APRIL Im Birkenwald des Leningrader Gebiets fand eine Kund-
gebung statt, auf der etwa 100 Menschen gegen die Lagerung 
und die Verarbeitung radioaktiven Mülls aus dem Atomkraftwerk 
Kursk protestierten.

11. MAI Umweltaktivisten der Region Woronesch schlugen ge-
meinsam mit Kosaken ein Protestlager neben der Lagerstätte 
Jelan auf, um gegen den Abbau von Buntmetallen im Schwarz-
erde-Gebiet zu protestieren.

13. MAI Eine Konfrontation zwischen Woronescher Umweltschüt-
zern und dem Wachpersonal einer privaten Sicherheitsfi rma en-
dete in einer Massenschlägerei. Es wurden etwa 20 Personen auf 
beiden Seiten verletzt. Einer der Umweltaktivisten erlitt eine Ge-
hirnerschütterung sowie Rippen- und Kieferbrüche. Infolge der 
Schlägerei wurde ein Gerichtsverfahren eingeleitet. 
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19. MAI In Blagoweschensk kamen etwa 30 Mütter mit ihren Kin-
dern zu einer Umweltaktion gegen die Verwendung von Dime-
thylhydrazin (hochgiftiger Treibstoff ) auf der Raketenbasis ‚Wostot-
schnyj‘, die in der Region Amur gebaut wird. Anfang Mai hatten die 
Einwohner der Stadt über 600 Unterschriften unter dem Aufruf ge-
sammelt, die Umweltsicherheit auf der Basis zu garantieren.

23. MAI In Woronesch fand ein friedlicher Anti-Nickel-Protest vor 
der Fabrik ‚Woroneschsinteskautschuk‘ statt, die an diesem Tag 
Besuch von Präsident Wladimir Putin bekommen sollte. Die Polizei 
vertrieb die Demonstranten jedoch.

25. MAI Der internationale Protesttag gegen gentechnisch veränderte 
Organismen wurde mit einem ‚Marsch gegen Monsanto‘ (Monsanto 
ist der führende Hersteller gentechnisch veränderter Nahrungsmittel) 
begangen. Protestaktionen gab es in 250 Städten weltweit. In Mos-
kau veranstalteten die Demonstranten Proteste und Mahnwachen. 

9. JUNI In Koltuschy kamen etwa 900 Menschen zu einer Kundgebung 
gegen die illegale Lagerung chemischer Abfälle, die Unterbrechung 
der Wasserversorgung und die unkontrollierte Bautätigkeit im Ort.

15. JUNI In Wenjow fand eine Demonstration gegen den Bau einer 
Betonfabrik statt. Diese hätte starke negative Auswirkungen auf 
die ökologische Situation der Stadt. Außerdem glaubten die Ein-
wohner nicht den Versprechungen, dass die Arbeitsplätze mit Ein-
heimischen besetzt werden würden. Am Ende verabschiedeten 
die Bewohner eine Petition.

23. JUNI Mehrere Bewohner von Woronesch setzten nach einer ge-
nehmigten Kundgebung mit 2.000 Teilnehmern ein Geologenlager 
und drei Bohrtürme in der Nähe der Nickellagerstätten in Brand. Es 
gab keine Verletzten, 25 Personen wurden verhaftet.

25. JUNI In St. Petersburg wurde eine Reihe von Mahnwachen für 
den Schutz der städtischen Grünfl ächen abgehalten. Grund hierfür 
war das von Beamten initiierte Vorhaben, den zahlreichen Parks und 
Grünanlagen mit Gehöften und Naturdenkmälern den Status beson-
ders schützenswerter Flächen abzusprechen. Umweltschützer sehen 
in dieser Initiative einen Vorwand für die großfl ächige Bebauung.
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VON 24. BIS 30. JUNI fand die gesamteuropäische Woche von Um-
weltaktionen gegen die französische Bank Société Générale statt. 
UmweltschützerInnen aus Murmansk, Kaliningrad, St. Petersburg 
und Nischnij Nowgorod hielten Mahnwachen vor den Hauptbüros 
der Rosbank (die zur Gruppe der Société Générale gehört) ab, bei 
denen sie forderten, die Finanzierung des Atomkraftwerks Kali-
ningrad zu stoppen.

4. JULI Andrej Tschernyschjow, der frühere Leiter der Stadtverwal-
tung von Chimki, wurde für die Organisation des brutalen Über-
falls auf den Journalisten Konstantin Fetisow zu sechs Jahren Haft 
verurteilt. Der Umweltaktivist hatte gegen die Abholzung des 
Chimki-Waldes, durch den eine Autobahn gebaut werden sollte, 
protestiert. Bei zwei Auftragsüberfällen im Herbst 2010 wurde er 
so schwer verletzt, dass er heute körperlich beeinträchtigt ist. 

10. JULI Auf den Moskauer Sperlingsbergen versammelten sich 
etwa 30 Menschen zur Kundgebung ‚Naturschutzgebiete erhal-
ten heißt die Lungen Moskaus erhalten‘. Anlass hierzu war die Ent-
scheidung der Behörden, das Schutzgebiet Sperlingsberge dem 
Gorkijpark anzuschließen.

21. JULI In der Nähe von Woronesch fand erneut eine Anti-Nickel-
Kundgebung statt. Verschiedene Quellen sprechen von 900 bis 
3.000 Teilnehmern. Die Veranstaltung verlief ohne besondere 
Zwischenfälle.

27. JULI In Ufa protestierten 1.500 Einwohner gegen den Bau der 
holzverarbeitenden Fabrik Kronospan. Sie forderten die sofortige 
Einstellung des extrem umweltschädlichen Vorhabens.

ENDE JULI wurden drei Umweltaktivisten ermordet: Igor Sapatow, 
der die illegale Abholzung und Bauvorhaben in Wasserschutzge-
bieten in Tatarstan aufdeckte; Nikolaj Podolskij und Sergej Mala-
schenko, die von einem Dorfbewohner erschossen wurden, als sie 
auf der Kola-Halbinsel ein Umweltcamp aufschlugen.
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5. AUGUST In der Nähe von Ufa errichteten Aktivisten ein Camp 
gegen eine holzverarbeitende Fabrik. Das Protestlager bestand 
aus 30 Zelten und wurde von 50 Menschen bewacht. Die Akti-
visten forderten die Aussetzung der Bauarbeiten bis zur öff ent-
lichen Anhörung am 10. September. Die Behörden kamen dieser 
Forderung schließlich nach.

22. AUGUST In Moskau fand eine Massenkundgebung für den 
Schutz der Stadtökologie statt. Die Versammelten kritisierten die 
Pläne der Behörden, Parks und Grünanlagen zu zerstören, um an 
deren Stelle Bauprojekte zu realisieren. 

24. AUGUST In Tscheljabinsk beteiligten sich etwa 200 Personen 
an einer Demonstration gegen die großfl ächige Abholzung und 
Bebauung von Grünfl ächen. Die Einwohner von Kopejsk bei 
Tscheljabinsk protestierten ebenfalls gegen den Bau einer Tank-
stelle auf einer Parkfl äche. Im Rahmen der Veranstaltung wurden 
Unterschriften für eine Petition an den Präsidenten Wladimir 
Putin gesammelt.

24. AUGUST In Moskau fand der internationale Solidaritätsmarsch 
‚Wir sind alle Erdenbürger‘ für die Befreiung der Tiere statt, zu dem 
mehr als 300 Menschen kamen. Die Teilnehmer trugen schwarze 
Augenbinden als Zeichen des Protests gegen den brutalen Umgang 
mit Tieren und die Beziehung zu ihnen wie zu einer Ware.

25. AUGUST In Ufa fand eine Großdemonstration mit einem Auto-
korso gegen den Bau der Holzfabrik Kronospan statt. An den Ver-
anstaltungen beteiligten sich über Tausend Menschen.

7. SEPTEMBER In Ufa kamen etwa 400 Personen zu einer nicht ge-
nehmigten Kundgebung gegen den Bau der Kronospan-Fabrik. Im 
Rahmen der Protestaktion wurde eine fi ktive Gerichtsverhandlung 
gegen die Organisatoren des Projekts inszeniert, in der diese schul-
dig gesprochen wurden. Zudem wurden weitere Unterschriften ge-
gen den Bau der Fabrik im Jahr 2014 gesammelt. Der Aufruf wurde 
bisher von über 60.000 Menschen unterschrieben. 
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10. UND 11. SEPTEMBER In Ischewsk fanden an zwei aufeinander-
folgenden Tagen Kundgebungen zum Schutz des Ischewsker 
Stausees statt. Am ersten Tag wurde ein Protestkonzert organi-
siert und in einer Resolution vorgeschlagen, das Wasserbecken 
zu säubern und die Bauarbeiten der Wohnblocks fortzuführen. 
Die Umweltaktivisten, die sich am darauff olgenden Tag ver-
sammelten, waren mit dieser Lösung nicht einverstanden und 
schlugen stattdessen vor, dass das Territorium wieder den Status 
einer Erholungszone erhalten solle.

18. SEPTEMBER Etwa 100 Einwohner der Stadt Uljanowsk prote-
stierten gegen den Bau eines Marriot Courtyard-Hotels im Ulja-
now-Stadtpark. Die Demonstranten verbrachten darüber hinaus 
eine Woche in einem ‚grünen‘ Zeltlager. Das bürgerliche Engage-
ment führte letztendlich zum Erfolg: Der Gouverneur entschied, 
das Bauprojekt abzubrechen.

19. SEPTEMBER Russische Grenzbeamte verhafteten 30 Mitglieder 
der Arctic Sunrise-Besatzung (28 Mitglieder von Greenpeace und 
zwei Journalisten) beim Versuch, ein Banner auf der Ölplattform 
Priraslomnaja zu hissen. Das Greenpeace-Schiff  wurde nach Mur-
mansk abgeschleppt. Dort wurden alle Verhafteten wegen Pirate-
rie angeklagt.

26. SEPTEMBER In Moskau hielten Journalisten vor dem Gebäude 
des Untersuchungsausschusses eine Solidaritätskundgebung für 
ihren Kollegen Denis Sinjakow ab. Dieser war zusammen mit den 
anderen Besatzungsmitgliedern der Arctic Sunrise verhaftet wor-
den. Die Journalisten betrachteten die Verhaftung als inakzepta-
bel, da Sinjakow ihrer Meinung nach lediglich eine redaktionelle 
Anweisung erfüllt hätte.

5. OKTOBER In mehr als 40 Ländern wurde ein Solidaritätstag mit 
Greenpeace abgehalten. In Russland gab es die größten Veran-
staltungen in Moskau und Murmansk. Die Demonstrierenden for-
derten die Freilassung der 28 Greenpeace-Aktivisten sowie der 
zwei Journalisten. Darüber hinaus sammelten Menschen in Mur-
mansk Lebensmittel und Gegenstände für die Mannschaft der 
Arctic Sunrise in der Untersuchungshaft.

Oktober
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13. OKTOBER In St. Petersburg hielten etwa 50 Fotografen auf dem 
Marsfeld eine Mahnwache für den Journalisten Denis Sinjakow ab. 

Am 20. OKTOBER fand ein russlandweiter Antipelzmarsch statt. Über 
Tausend Menschen gingen in 40 Städten Russlands auf die Straßen. 
In St. Petersburg versammelten sich mehr als 400 Personen.

23. OKTOBER In Kudepsta blockierten Bewohner erneut die Straßen 
zu einem illegalen Industriegebiet, in dem Beton für die Anlagen 
der Olympischen Spiele hergestellt wurde. Mit diesen Aktionen 
wollten die Menschen auf die systematische Zerstörung des Öko-
systems ihres Wohnorts aufmerksam machen.

27. OKTOBER In Moskau fand eine genehmigte Demonstration ge-
gen den Bau der Müllverbrennungsanlage Rudnewo statt. Die An-
wesenden forderten außerdem, gefährliche Betriebsbereiche aus 
Wohngegenden auszulagern und ein Programm zur ökologischen 
Sanierung der Stadt durchzuführen.

2. NOVEMBER In Detschino kam es zu einem Protest der Einwohner 
gegen den Bau einer umweltgefährdenden Müllsortieranlage. Nach 
der Kundgebung verabschiedeten 750 Personen eine Resolution.

9. NOVEMBER In Woronesch kam es zu einer großen Demonstrati-
on mit mehr als 2.000 Demonstranten gegen weitere Bohrungen 
und die Förderung von Erzen im Schwarzerde-Gebiet, an der Wis-
senschaftler, Kosaken, Duma-Abgeordnete sowie Aktivisten der 
Anti-Nickel-Bewegungen teilnahmen. Zuvor hatte sich die Firma 
Uralskaja Gorno-Metallurgitscheskaja Kompanija (Ural Mining and 
Metallurgical Company) an das Umweltministerium mit der Bit-
te gewandt, die Erschließung der Jelan- und Jolkino-Lagerstätten 
aufgrund der massiven Proteste der Bewohner um ein Jahr zu ver-
schieben.

15. NOVEMBER Tierschützer aus Nowosibirsk schickten einen 
off enen Brief mit 4.000 Unterschriften an den russischen Präsi-
denten, den Premierminister und den Gouverneur, in dem sie sich 
gegen den Bau eines Delfi nariums vor Ort aussprachen. Die Bür-
ger fanden es zum einen bedenklich, seltene Delfi narten in Gefan-
genschaft zu halten, zum anderen waren sie darüber aufgebracht, 
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dass das Delfi narium in einem dendrologischen Park – einem Na-
turdenkmal – errichtet werden soll.

28. NOVEMBER Greenpeace hinterlegte eine Kaution von zwei Millio-
nen Rubel für das letzte Mitglied der Mannschaft der Arctic Sunrise, 
den Funker Colin Russel. Die anderen Gefangenen waren bereits zu-
vor aus der Untersuchungshaft in St. Petersburg entlassen worden.

30. NOVEMBER In Detschino fand erneut eine Demonstration ge-
gen die Müllsortieranlage statt. Es hatte zuvor Ankündigungen 
über ein halbjähriges Moratorium für das Bauvorhaben gegeben. 
Die Protestierenden glaubten diesen Mitteilungen jedoch nicht 
und gingen auf die Straße. Die Zahl der Teilnehmer liegt nach un-
terschiedlichen Angaben zwischen 400 und 800 Personen.

1. DEZEMBER In Nowotscherkassk kamen über 200 Personen zu ei-
ner Kundgebung gegen die Abholzung der Bäume im einzigen 
Stadtwald Roter Frühling. Auf dem Territorium sollten zwei Kinder-
gärten gebaut werden. Die Tatsache, dass sich in dem Wald auch 
eine Heilklinik für Tuberkulosekranke befi ndet, hatten die Behör-
den ignoriert.

1. DEZEMBER In Moskau fand eine Volksversammlung zum Schutz 
des Parks Birkenhain statt (die Zahl der Anwesenden lag nach unter-
schiedlichen Angaben bei bis zu 500). Wegen der wenige Monate 
zuvor begonnenen Bauarbeiten zur ‚Verbesserung‘ der Parkfl äche, 
unter anderem der Asphaltierung von Grasfl ächen und Abholzung 
der Bäume, wurde das Ökosystem des Parks stark beeinträchtigt. 

7. DEZEMBER In Moskau protestierten mehrere hundert Bewohner 
des Viertels Sokolniki gegen den Bau eines U-Bahn-Knotenpunkts 
unter einem einzigartigen Park und in unmittelbarer Nähe einer 
alten Lindenallee.

20. DEZEMBER Das städtische Gericht von Tuapse (Kreis Krasnodar) 
wandelte die Bewährungsstrafe für den Aktivisten Jewgenij 
Witischko in eine Haftstrafe um – drei Jahre Freiheitsentzug in 
einer Strafkolonie. Witischko und seinem Kollegen von der Um-
weltwache des Nordkaukasus Suren Gasarjan wurde vorgeworfen, 
mehrere beleidigende Sprüche auf dem Zaun der Datsche von 
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Alexander Tkatschjow, dem Gouverneur von Kuban, hinterlassen 
zu haben. Die Revision des Urteils rief öff entliche Resonanz so-
wohl in Russland, als auch im Ausland hervor.

22. DEZEMBER In Krasnogorsk organisierten Umweltaktivisten eine 
Kundgebung zum Schutz des Gubajlowskij-Stadtparks, in dem die 
Stadtverwaltung die Abholzung erlaubt hatte. Die Resolution un-
terschrieben fast 500 Versammlungsteilnehmer.

8. JANUAR In Ufa kam es erneut zu einer genehmigten Demonstra-
tion gegen den Bau der Holzverarbeitungsfabrik Kronospan. Mehr 
als 300 engagierte Bürger gingen auf die Straße.

10. JANUAR Mehrere dutzend Einwohner des Nowosibirsker Stadt-
teils Lesoperewalka organisierten eine Kundgebung gegen den 
Bau einer Tankstelle auf dem Territorium eines Stadtwalds. 

15. JANUAR Umweltaktivisten schlugen ein Zeltlager im Natur-
schutzgebiet der Koltuschy-Höhen im Leningrader Gebiet auf, um 
den Bau eines Wohnviertels sowie einer Skitrasse auf dem Gebiet 
des Naturparks vor der offi  ziellen Gerichtsentscheidung über die 
Legalität eines solchen Bauvorhabens zu stoppen.

19. JANUAR In Nischnij Nowgorod fand eine Kundgebung zum 
Schutz des Awtosawodsk-Parks statt, auf der fast 600 Unter-
schriften für eine Resolution gesammelt wurden. Die Bürger for-
derten, die Entscheidung zu überdenken, einen Aquapark auf der 
Grünfl äche zu bauen und die Steuergelder stattdessen für die 
Verbesserung des alten Stadtparks einzusetzen.

26. JANUAR In Samara nahmen fast 400 Teilnehmer an der Kundge-
bung ‚Samarer Erde unter Bürgerkontrolle‘ teil. Auf den im Vorfeld 
stattgefundenen öff entlichen Anhörungen zu der Bebauung von 
Grünfl ächen für die Weltmeisterschaft 2018 waren zahlreiche Fäl-
schungen ans Licht gekommen. Die Samarer gingen auf die Straße, 
um den städtischen Eichenhain und die Stadtwälder zu schützen.
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IM FEBRUAR kam es in Moskau (Zarizyno) zu spontanen Demons-
trationen gegen den groß angelegten Bau eines Verkehrsknoten-
punktes. Nach zahlreichen Protestaktionen in der Stadtduma von 
Moskau wurde ein Runder Tisch veranstaltet, bei dem Vertrete-
rInnen des Bezirksamtes, der Eisenbahn und der Verkehrsbehörde 
den Bewohnern regelmäßige Treff en versprachen, auf denen Pro-
blemlösungen besprochen werden sollten. 

2. FEBRUAR In der Stadt Peterhof, die heute administrativ zu 
St. Petersburg gehört, kamen etwa 250 Menschen zu einer Kund-
gebung gegen die Verbauung ihres Bezirks. Die Demonstranten 
möchten nicht, dass die ‚Stadt der Parks und Fontänen‘ sich in 
einen weiteren Schlafbezirk verwandelt.

7. FEBRUAR In St. Petersburg hielt die Menschenrechtsorganisation 
Bellona eine Mahnwache zur Unterstützung von Krasnodarer Um-
weltschützern ab, die auf Grund der Umweltschädigung mehrfach 
berechtigte und fundierte Kritik an den Vorbereitungsarbeiten auf 
die Olympischen Spiele in Sotschi sowie der Umweltpolitik der 
Regionalbehörden geäußert hatten.

8. FEBRUAR In Newjansk fand eine Großdemonstration gegen den 
Bau einer stadtnahen Chemiefabrik zur Goldproduktion statt. An 
der Protestaktion nahmen auch Bewohner aus Nachbardörfern 
und VertreterInnen der lokalen Behörden teil.

12. FEBRUAR In St. Petersburg hielten Beschützer des Malinowka-
Parks eine Mahnwache in der Nähe des Marienpalasts ab, in dem 
die Legislative tagt. Sie sind unzufrieden mit der Tatsache, dass 
der Malinowka-Park von den Abgeordneten nicht in die Liste ge-
meinschaftlich genutzter Grünfl ächen aufgenommen wurde und 
die Bebauung dort nicht verboten ist.

15. FEBRUAR Im „Hyde-Park‘ des Gorkijparks (Moskau) wurde eine 
Kundgebung gegen die Olympischen Spiele in Sotschi und zur Un-
terstützung des verhafteten Umweltschützers Jewgenij Witischko 
veranstaltet. An ihr beteiligten sich etwa 100 Menschen. 
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1. MÄRZ In Wladiwostok veranstalteten Aktivisten eine Kundge-
bung, bei der sie gegen die punktuelle Bebauung der Stadt sowie 
die Zerstörung von Gedenkstätten und historischen Orten in der 
Stadt demonstrierten. Im Laufe der Demonstration wurden Unter-
schriften gegen bedenkliche Bauprojekte gesammelt. 

1. MÄRZ In Nachodka fand eine genehmigte Demonstration ge-
gen den Bau einer petrochemischen Anlage statt. Die Demo war 
eine notgedrungene Reaktion auf die  gefälschten Aussagen in 
einem staatlichen Umweltgutachten, nach der die Bewohner den 
Bau der Östlichen petrochemischen Anlage im Umkreis der Stadt 
unterstützen würden.

15. MÄRZ In Nowotscherkassk kam es erneut zu einer Protestkund-
gebung gegen die Pläne des Bürgermeisters, einen Teil des Stadt-
walds Roter Frühling für die Bebauung abzuholzen. Die Bürger-
proteste entstanden nach der Entscheidung der Stadtverwaltung, 
zwei neue Kindergärten auf der letzten in Nowotscherkassk ver-
bliebenen Grünfl äche zu bauen.

30. MÄRZ In Tscherepowez wurde eine Kundgebung gegen den 
Bau einer Zellstoff - und Papierfabrik am Rybinsker Stausee veran-
staltet. Protestpetitionen wurden an den Präsidenten der 
Russischen Föderation sowie an die Duma geschickt.

6. APRIL In Kasan fand eine Kundgebung zum Schutz der Wolga 
und gegen die Privatisierung der Inseln auf dem Fluss zwischen 
Kasan und Selenodolsk statt. 

13. APRIL Im Bezirk Ischemsk (Republik Komi) fand ein Treff en 
der Öff entlichkeit mit Vertretern der Erdölindustrie statt, um über 
die Beendigung der Tätigkeit des Ölkonzerns Lukoil in der Region 
zu beraten. Diese Entscheidung war von der einheimischen Bevöl-
kerung und Vertretern der Bezirksverwaltung einstimmig getrof-
fen worden. Im Ergebnis sicherte Lukoil die Weiterführung einer 
konstruktiven Kooperation zu. 
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14. APRIL In der Ortschaft Sjuselskij wurde eine Bevölkerungsum-
frage durchgeführt, in deren Verlauf sich die Bewohner praktisch 
einstimmig gegen die Erschließung der Fundstätte ‚Baschowskie 
mesta‘ aussprachen.

26. APRIL Im Dorf Verchnij Tagil wurde eine Kundgebung gegen die 
Errichtung umweltschädlicher Anlagen des Uraler Bleiunterneh-
mens in der Nähe der Ortschaft abgehalten. Innerhalb einer Stun-
de wurden 427 Unterschriften für eine Petition an Wladimir Putin 
gesammelt.

28. APRIL In Jekaterinburg organisierten die Bewohner des Ortes 
Newjansk erneut eine Protestaktion. Die Demonstrierenden ent-
rollten ihre Transparente vor der regionalen Aufsichtsbehörde für 
Naturnutzung. Sie forderten ein unabhängiges Gutachten für ein 
Goldgewinnungsprojekt, bei dem Zyanid zur Förderung eingesetzt 
werden soll.

5. MAI In Krasnojarsk wurde eine Umweltkundgebung abgehalten. 
Die Protestierenden forderten, den Birkenhain des Stadtteils Aka-
demgorodok für die Bebauung zu sperren. Weiterhin forderten 
sie, den Status der Krasnojarsker ‚Stolby‘ als staatliches Natur-
schutzgebiet zu erhalten.

14. MAI In der Moskauer Region fand eine Aktion statt, bei der 
die Demonstrierenden die Schließung Sondermülldeponie 
„Dmitrowskij“ (ehemalige „Ikscha-2“) forderten. Sie ist  riesig und 
die älteste ihrer Art in der Region. Offi  ziell darf der Betrieb bis 
2034 fortgeführt werden, die Müllberge haben sich jedoch bereits 
nah an mehrere Wohnsiedlungen ausgebreitet.

18 MAI In der Siedlung Krasnobor trafen sich Bewohner mit Vertre-
tern von Lukoil auf einer Versammlung und forderten den sofor-
tigen Stopp der Erkundungsarbeiten und der Bohrungen neuer 
Erdölschächte. Darüber hinaus informierten sie Lukoil und die Ver-
treter der Kreisverwaltung über eine geplante Protestaktion in der 
Siedlung der Ölarbeiter im Dorf Schtscheljajur.

26. MAI In der Siedlung Tbilisskaja (Region Krasnodar) fand eine 
Massenkundgebung gegen den Bau einer chemischen Raffi  nerie 
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einer westlichen Kapitalgesellschaft statt, an der sich circa 2.000 
Menschen beteiligten.

31. MAI Bewohner der Landkreise Istra und Klin in der Moskauer 
Region demonstrierten gegen den Bau einer Sondermülldeponie 
und die rechtswidrige Entscheidung der örtlichen Behörden, das 
Grundstück in der Nähe des Dorfes Tschudsewo für das genannte 
Ziel freizugeben.

5. JUNI In Ust-Usa gingen 187 Menschen auf die Straße, um gegen 
die Verstöße der Ölfi rmen gegen Umweltschutzaufl agen zu pro-
testieren.

5. JUNI Am Internationalen Tag der Umwelt wurden in Moskau 
mehrere Aktionen zum Schutz der ‚grünen Lungen‘ der Stadt 
durchgeführt. Die größte und ungewöhnlichste Kundgebung mit 
Konzert fand im Stadtteil Schulebino statt, dessen Bewohner da-
für kämpfen, dass der  umliegende Wald den Status eines Natur-
schutzgebiets erhält.

14. JUNI Im Protestcamp der Bewegung gegen die illegale Er-
richtung der Kronospan-Fabrik hielten Bewohner des Stadtteils 
Schakscha (Stadt Ufa) und umliegender Dörfer eine Bürgerver-
sammlung ab. Sie seien am stärksten von der Verschmutzung 
durch Holzfeinstaub und Formaldehyd betroff en.

18. JUNI Im Zentrum von Jekaterinburg protestierten Einwohner 
der Siedlung Sjuselskij vor dem Rathaus und dem Parlaments-
gebäude gegen die geplante Erschließung des Erdöllagers
‚Baschowskie mesta‘.

28. JUNI In Dubna fand eine Umweltschutzkundgebung statt, an 
der über 150 Einwohner teilnahmen. Die Demonstrierenden 
forderten von der Firma Rosbio, Reinigungsanlagen in der Wosk-
resensker Alkoholfabrik zu modernisieren, sodass diese den 
Aufl agen der Umweltschutzgesetze entsprechen. 

9. JULI Im Moskauer Stadtviertel Tscherjomuschki veranstalteten 
die Bewohner eine Kundgebung für den Erhalt der Fußgänger-
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zone ‚Geplante Durchfahrt 3843‘ und einer Parkanlage, an deren 
Stelle der Bau einer Straße geplant war. Die Kundgebung wurde 
von der Bürgerinitiative der Perekopskaja-Straße organisiert.

10. JULI Auf der Aussichtsplattform der Sperlingsberge (Moskau) 
organisierten Bürgerrechts- und UmweltaktivistInnen eine Kund-
gebung gegen die Überführung der Sperlingsberge und der Flä-
chen um den Palast der Kinderkunst in den Besitz des Gorkijparks. 

30. JULI In Stawropol versammelten sich etwa 100 Einwohner zu 
einer Protestkundgebung gegen die Abholzung des Tamanskij 
Waldes, an dessen Stelle ein medizinisches Zentrum gebaut wer-
den soll. Die Bewohner sind der Meinung, das Projekt würde ein 
Verkehrschaos nach sich ziehen und die ökologische Situation des 
Ortes verschlechtern.

4. AUGUST In der Kosakensiedlung Dolschanskaja (Gebiet Ejskij) 
fand eine Kundgebung statt, die die gewaltigen ökologischen 
Probleme der Ortschaft thematisierte. Die RednerInnen sprachen 
über die Knappheit und schlechte Qualität des Trinkwassers, die 
katastrophale hygienische Situation der sanitären Anlagen im Er-
holungsgebiet, den illegalen Bau gewerblicher Objekte, die Ab-
holzung von Wäldern und die Sperrung des Zugangs zum Meeres-
ufer an der Landzunge Dolgaja durch den Unternehmer Para-
gulgov, der dort Land pachtet. An der Kundgebung nahmen etwa 
300 Bewohner teil.

9. AUGUST In der Kleinstadt Mytischtschi (Moskauer Gebiet) fand 
eine Kundgebung gegen den Bau einer Müllverbrennungsanlage 
statt. 

17. AUGUST In Abinsk organisierten Aktivisten der ‚Umweltwache 
des Nordkaukasus‘ eine Kundgebung gegen den Abbau von Roh-
stoff en für die Zementherstellung im Gebirge der Region (Ort-
schaften Schapsugskaja und Eriwanskaja). Daran beteiligten sich 
etwa 500 Menschen. 

21. AUGUST 20 Bewohner des Dorfes Gorodischtsche im Wolgo-
grader Gebiet hielten eine Kundgebung gegen den Betrieb der 
Rizinusölfabrik und für mehr Umweltsicherheit ab.
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24. AUGUST In Magnitogorsk fand eine Aktion zum Erhalt des Öko-
logischen Parks und der  Grünanlagen im 112. Bezirk statt. Über 
50 Aktivisten und couragierte Bürger forderten auf dem zentra-
len Platz der Stadt das Ende der Bebauung städtischer Parks und 
Grünfl ächen.

28. AUGUST Im Stadtzentrum von Gatschina wurde eine Kundge-
bung abgehalten, um öff entlich auf die Risiken für die Umwelt
und Gesundheit der Menschen im Stadtteil Aerodrom aufmerk-
sam zu machen. Dort befi ndet sich die Ölraffi  nerie LWSCH-701,
deren Emissionen die Gesundheit der Einwohner bedrohen und 
Allergien verursachen. Die Tätigkeiten des Unternehmens werden 
auf Bezirks- und regionaler Ebene bereits seit fünf Jahren disku-
tiert. Alle durchgeführten Untersuchungen und Gutachten blieben 
jedoch ohne Konsequenzen.

9. SEPTEMBER Bewohner aus der gesamten Moskauer Region veran-
stalteten in Moskau auf der Gorodetskij-Allee eine Umweltschutz-
aktion. Auf der Kundgebung wurde auf drängende Umweltpro-
bleme aufmerksam gemacht: Die Umweltverschmutzung durch 
die Müllverbrennungsanlage Nr. 4, der sterbende Saltykow-Wald, 
die immer größer werdende Mülldeponie in Kutschino und die da-
mit verbundene Verschmutzung des Grundwassers, die Verbauung 
der Stadtteile und vieles mehr. Am Ende der Veranstaltung wurde 
eine an die Moskauer Stadtverwaltung gerichtete Resolution verab-
schiedet, die von über 500 BürgerInnen unterschrieben wurde.

11. SEPTEMBER Auf dem zentralen Boulevard Korablestroitelej in 
Nischnij Nowgorod fand eine Mahnwache gegen die Verdichtung 
der Bebauung statt, an der sich über 50 Menschen beteiligten.

21. SEPTEMBER In Abinsk wurde erneut eine Kundgebung abgehal-
ten, bei der auf die Gefahren der Mergelgewinnung und die Um-
wandlung des bergigen Teils der Stadt in ein Industriegebiet 
hingewiesen wurde. 

28. SEPTEMBER Einwohner der Stadt Schukowskij (in der Moskauer 
Region) kamen am Gluschiza-See zu einer Bürgerversammlung zu-
sammen. Die TeilnehmerInnen sprachen sich gegen den Bau eines 
Hotels am Seeufer aus und rissen den Bauzaun ab.
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13.OKTOBER In Belgorod fand eine Kundgebung mit anschließen-
dem Konzert gegen die Förderung von Schiefergas (Fracking) in 
den angrenzenden ukrainischen Gebieten statt.

25. OKTOBER In Moskau veranstalteten Einwohner der Stadtteile 
Otradnoje und Juschnoje Medwedkowo eine genehmigte Kund-
gebung, um für den Schutz eines der schönsten Parks der Haupt-
stadt am Fluss Tschermjanka und gegen seine fl ächenmäßige 
Bebauung zu demonstrieren.

26. OKTOBER In Stawropol fand eine Kundgebung gegen die 
Abholzung des Tamanskij Waldes statt, an dessen Stelle im Rah-
men eines föderalen Programms ein Perinatalzentrum errichtet 
werden soll. Auf der Veranstaltung wurde eine Petition verabschie-
det, in der gefordert wird, der Bevölkerung das beschließende 
Stimmrecht in Fragen der Verwendung von Naturressourcen 
einzuräumen.

Oktober
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